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Volksſtimme
Sozialdemokratiſches Organ für den Regierungsbezirk Merſeburg.
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Nr. 44. Halle, Donnerstag den 21. Februar 1918. 2. Jahrgang.

Das gleiche Wahlrecht in Preußen
abgelehnt.

Nachdem ſich die nationalliberale Fraktion des preußiſchen
Abgeordnetenhauſes mit 44 gegen 25 Stimmen gegen die
Wahlrechtsvorlage der Regierung und insbeſondere gegen das
35 iche Wahlrecht erklärt hatte, kam es geſtern im Ver
aſſungsausſchuß zur Abſtimmung über die eingebrachten An

träge. Dabei wurde ein freikonſervativer Antrag auf Ein-
führung eines Pluralwahlrechtes mit 20 gegen 15
Stimmen angenommen und damit der 8 3 des Geſetzent-
wurfes, der das gleiche Wahlrecht vorſieht, als erledigt
erklärt. Das gleiche Wahlrecht iſt alſo in der Verfaſſungs
kommiſſion des preußiſchen Landtages gefallen, dank der
Haltung von 123 konſervativen, 4 freikonſervativen und 4
nationalliberalen Volksvertretern. Daß damit die Wahlrechts-
frage nicht erledigt iſt, verſteht ſich von ſelbſt. Die auf „Be
ſitz und Bildung“ pochende Geſellſchaft iſt ſich darüber auch
keineswegs im unklaren. Hatte doch ſelbſt der Vizepräſident
des preußiſchen Staatsminiſteriums, der nationalliberale Dr.
Friedberg ſich unmittelbar vor der Abſtimmung noch
gegen den Unfug des Pluralwahlrechts erklärt und folgendes
ausgeführt:

Ueber die Frage von mmen für Alter und Familien-ſtand ſtehe die u W daß a nicht
eine Verbeſſerung, ſondern nur das Gefühl einer ge-
wiſſen Ungleichheit n deshalb müſſe dieRegierung dringend vor einer ſolchen Beſtimmung warnen.Zuſatzſtimen für Selbſtändigkeit oder Erwerbstätigkeit ſeien mehr

oder minder verſteckte Beſitzſtimmen und würden daher in
Widerſpruch mit der Grundlage des Regierungs
entwurfes ſtehen. Auch die Bildung sſt im me enthalte ein
gewiſſes Geldmoment, da eine gewiſſe Wohlhabenheit Vorausſetzung

dafür ſei, ſich höhere Schulbildung zu verſchaffen. Es ſei deshalb
ungerecht, dieſe Begünſtigten zu kevorzugen. Es würde ſich in
vielen Fällen auch mehr als um eine Bildungsſtimwme, um eine
Verbildungsſtimme handeln. Es gäbe Leute genug, die zwar
nur die Volksſchule beſuch!, ſich aber mit eigener Tatkraft eine höhere
Bildung ſelbſt angeeignet hätten, und gerade dieſe Menſchen würden
dann die Bildungsſtimmen nicht erhalten! Die Bevorzugung der-
jenigen, die das Glück hatten, eine höhere Schule zu genießen, gerade
beim Wahlrecht, würde auf weite Volsskreiſe auf-
reizend wirken.
Und ſchließlich gab Dr. Fr iedberg noch folgende offi-

zielle Regierungserklärung ab:
Die Königliche Staatsregierung vermag in den angedeuteten

Vorſchlägen eine Verbeſſerung der Vorlage nicht zu erblicken. Sie
würden die Zwecke, die die Antragſteller im Auge haben, nicht
fördern, ſondern teils unerwünſchte Ungleichhbeiten in die Vor-
lage hineintragen, teils das Wahlrecht viel ſchärſer demokrakiſieren
als der vorliegende Geſetzentwurf. Dazu kommt noch eine weitere
Erwägung: Die Vorſchläge ſollen durchgeführt werden auf Grund
von Zuſatzſtimmen. Dadurch würde in weiteſten Kreiſen
unſeres Volkes die Auffaſſung entſtehen, doß die Grundlage des Ge
ſetzentwurfes das gleiche Wahlrecht verlaſſen habe und
aufeinPluralwahlrechtzurückgegriffen werren ſoll.
Das liegt aber nicht in der klar ausgeſprochenen Ab-
ſicht der Königlichen Staatsregierung. Jch kann da
her die Zuſtimmung der Königlichen Staatsregierung zu den Vor
ſchlägen des nationalliberalen Führers nicht in Ausſicht ſtellen.

Das hilft jedoch alles nichts. Der aufreizende Be
ſchluß des Verfaſſungsausſchuſſes kam mit Unterſtützung ſämt-
licher vier nationalliberaler „Volksvertreter“ zuſtande.
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Die BolſchewikiRegierung geſtürzt?
Kopenhagen, 19. Februar. Politiken meldet aus Waſa, ein hartnäckiges Ge-

rücht, das jedoch noch nicht beſtätigt iſt, beſagt, daß die BolſchewikiRegierung in Petersburg
von den SCozialrevolutionären unter Tſchernow geſtürzt wurde. Lenin und Trohki
ſollen nach Riga geffüchtet ſein.

Die Kriegslage im Oſten.
Infolge des Petersburger Funkſpruches, der das Ange

bot der ruſſiſchen Regierung mitteilt, hat der Staatsſekretär
von Kühlmann die Reiſe nach Rumänien vorläufig verſchoben.
Er dürfte zunächſt das angekündigte Schreiben Lenins ab
warten, das bereits unterwegs iſt und danach die weiteren
Entſchließungen faſſen. Es iſt höchſt wahrſcheinlich, daß man
nach dem Eintreffen des Schreibens von ſeiten der Verbünde-
ten der Petersburger Regierung zunächſt die Bedingungen
mitteilen wird, welche die Grundlage für einen Frieden zu
bilden hätten. Wenn die Antwort aus Petersburg dann zu
ſtimmend lauten ſollte, würde man ſich aufs neue nach Breſt
Litowſkbegeben, wo dann nur noch die letzten Formalitäten
zu erledigen wären.

Aus Wien wird gemeldet: Aus dem Kriegspreſſequar-
tier erfahren wir: Der Rat der Volkskommiſſare hat die von
den Vierbundmächten in BreſtLitowſk aufgeſtellten Friedens
bedingungen ohne jedweden Vorbehalt angenommen. Die
hiermit erzielte neue Wendung im Oſten iſt ausſchließlich dem
ohne Zögern erfolgten militäriſchen Vorgehen gegen die groß
muſſiſche Republik zu donken. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſe
militäriſche Aktion, welche bisher unternommen wurde, auf

einem Einvernehmen der beiden Mittelmächte begründet war.
Wenn bisher nur das Vorgehen deutſcher Kräfte gemeldet
wurde, ſo ergibt ſich dies aus der Tatſache, daß das Schwer
gewicht der öſterreichiſchungariſchen Streitkräfte auf dem ſüd-
lichen Teil der Oſtfront liegt. Nördlich der Pripjet ſtehen nur
deutſche Truppen Auch beiderſeits der Bahn Kowel--Rowno
waren zur Stunde des Einſetzens nur deutſche Verbände zur
Verfügung. Das Eingreifen unſerer Truppen hängt lediglich
von der nördlichen Lage und der Kräftegruppierung ab.

Ein Mitarbeiter der Wiener Neuen Freien Preſſe
hatte eine Unterredung mit dem Mitgliede der Ukrainiſchen
Friedensdelegation Savrjuk, der unter anderem erblärte,
daß die Forderungen der Polen bezüglich des Cholmer Landes
wohl zu weit gingen, aber die Ukrainer wollten auch in dieſer
Frage Entgegenkommen beweiſen und es der Bevölkerung
von Cholm anheimſtellen, durch ein Plebifſzit zu be
kunden, zu welchem Staat ſie gehören wolle. Vorausſetzung
jedoch wäre dafür, daß die zahlreichen ukrainiſchen Land
wirte, die von den Ruſſen verſchleppt und vertrieben worden
ſeien oder jene, die im ruſſiſchen Heer dienten, in das Cholmer
Gebiet zurückgekehrt ſeien.

Kiew w'rd belagert!
Den Baſler Nachrichten zufolge meldet das Ukrginer Preß-

Bureau: Gegenwärtig beginnt der Kampf um Kiew von
neuem. Die ukrainiſchen Truppen, deren Zahl ſich täglich erhöht,
belagern Kiew. Die Stadt iſt vollſtändi eingeſchloſſen. Der
ukrainiſche Plan beſteht darin, die Stadt dur Hunger zum Nach
geben zu zwingen, weshalb auf ihre Beſchießung verzichtet wird.

D'e Lage auf Aland.
Stockholm, 19. Februar. Die Lage auf Aland Hat ſich in denletzten n e ſtärker verwickelt. Wie Stockholmer Dagblad

vom Marineminiſter erfährt, z beſonders durch die Ankunft von
500 Gardiſten eine weſentliche Veränderung eingetreten, da dieſelben
einerſeits der Bevölkerung von Aland nicht ſehr willkommen r
anderſeits an Stärke hinter den Ruſſen zurückbleiben. Außerdem
ſind durch ihr Erſcheinen angelockt, auch Rote Gardiſten eingetroffen. Es Pſtedeg ſich jetzt alſo 4 verſchiedene Parteien der
n 1. Ruſſiſche Truppen 2. Weiße Gardiſten, 8. Rote Gar s
J. die Schweden, die ſeit heute gleichfalls durch Truppen v
wurden. Außerdem nimmt bekanntlich auch der Vertreter der Bol

ſchewikiregierung in Stockholm, Herr Verevſkiö, an den Verhand
iungen teil. Die ſchwediſche Miſſion ſteht in telegraphiſcher Ver
bindung mit der finniſchen Geſandtſchaft in Stockholm Gleichfalls
nach Stockholms Dagblad dauern die Feindſeligkeiten zw ſchen
Weißgardiſten und ruſſiſchen Soldaten fort. Dabei ziehen erſtere

n kürzeren, da die Ruſſen von ihren Befeſtigungen auf Aland dieWe Jnſel beſchießen können.

Der O lbſtmord Kaledins.
im Laufe einer Sitzung der Don-Regierung, welche verſuchte,
die Angelegenheiten des DonGebietes zu leiten. Nach langen Be-
ratungen entſchloß ſich die Regierung, ihre Vollmachten zugunſten
des Sowjets niederzulegen. Kaledin begab ſich darauf in
einen anderen Saal und ſchoß ſich eine Kugel ins Herz. Zu ſeinem
Nachfolger wurde General Waſar o w ernannt, der den Beſcehl
ur allgemeinen Mobiliſierung der koſakiſchen und nichtkoſakiſchen
evölkerung zum Kampf gegen die Truppen des Sowjets erteilte.

Eine Verſammlung von Keſaken und Arbeitern in Orenburg be
rüßte den Rat der Volfsbeaufttagten als den wahren Vertreter der

ſtegreichen Arbeiterbevölkerung.

Friedensprobleme.
Von Dr. Paul Lenſch, M. d. R.

Wie ein ausbrennender Holzſtoß bricht der Krieg all
mählich in ſich zuſammen. Der Friedensſchluß mit der
Ukraine ſowie die Erklärung Trotzkis, die man in ihrer nega-
tiven Art als einen Abbruch der kriegeriſchen Beziehungen
zu den Mittelmächten bezeichnen könnte, bilden für die ge
quälten Völker ein deutliches Zeichen, daß der fürchterlichſte
aller Kriege ſeinem Ende entgegentaumelt. Zwar macht die
kriegswütige Erklärung der Rumpfentente es wahrſcheinlich,
daß der Krieg im Weſten noch nicht beendet iſt, aber man
darf hoffen, daß der Eindruck der Ereigniſſe im Oſten die
Friedensbewegungen in den Ententeſtaaten kräftigen und ſo
rüſtige Vororbeit für den allgemeinen Frieden leiſten wird.
Allein je näher der Friede rückt, deſto ſchärfer treten an

die Völker die ungeheuren Friedensprobleme, die ihrer nach
dem Krieg harren. Während vor dem Krieg die Frage
lautete: Sind wir zum Kriege gerüſtet?, iſt nunmehr Zeit,
die umgekehrte Frage zu tun: Sind wir zum Frieden ge
rüſtet? Und dieſe Frage kann leider keineswegs mit einem
runden Ja! beantwortet werden. Und gerade Deutſchland,
das ſich auf ſeine Organiſation gern etwas zu gute tut, ſteht
mit der Organiſation des kommenden Friedens noch ſehr
weit im Hintertreffen. Jn ſeiner Schrifi: „Die Kriegsfolge-
zeit und deren wirtſchaftliche Organiſation“ weiſt Dr. Dyes,
der lange in England gelebt und erſt im Oktober 1915 aus
engliſcher Gefangenſchoft zurückgekehrt iſt, darauf hin, daß in
vieler Hinſicht unſere Feinde viel weiter ſeien, und daß be
ſonders England, dieſer Meiſter methodiſcher Kriegskunſt
im Wirtſchaftskrieg, ſeine Friedensvorbereitungen viel gründ-
licher angepackt hat als die „gründlichen“ Deutſchen. Es
kommt aber nicht bloß darauf an, den Krieg ſchnell und gut
zu beenden: beim Friedensſchluß müſſen die Vorbereitungen
und Unterlagen für die Kriegsfolgezeit abgeſchloſſen ſein,
weil bei den Friedensverhandlungen die techniſchen, indu
ſtriellen, kommerziellen und finanziellen Berater der Regie-
rung die geſamte Materie nach Ländern und Spezialgebieten
geordnet und vollzählig zur Verfügung haben müſſen. Wäre
der Frieden im Jahre 1916 gekommen, ſo hätte Deutſchland
abſolut unvorbereitet einen wohl gerüſteten Partner am
Konferenztiſch entgegentreten müſſen. Es iſt möglich, daß in
zwiſchen die Verhältniſſe ſich gebeſſert haben. Aber die Ar
beit unſerer zukünftigen Friedensunterhändler kann nur
dann von Erfolg gekrönt ſein und kann gleichzeitig nur dann
mit Erfolg kontrolliert werden, wenn die breiten Kreiſe der
Oeffentlichkeit ſelber mit dem wichtigſten Material vertraut
ſind.

Wenn wir hier fragen, was auf dieſem Gebiete die ſozial
demokratiſche Partei bisher hat tun können, ſo werden unſere
Leſer ſelber die mannigfachen Gründe kennen, die die Partei
an einer ſonderlich produktiven Arbeit gehindert haben. War
es früher der Kampf in den eigenen Reihen, ſo war es ſpäter
der Kampf gegen die Vaterlandspartei und die heraufziehende
Reaktion, die die Kräfte der Partei derartig in Anſpruch
nahm, daß ihr wenig Zeit und Gelegenheit blieb, die Auf
merkſamkeit der Maſſen auf die ungeheuren neuen Probleme
hinzuweiſen, die unſerer harren. Schon vor reichlich zwei
Jahren hatte der Schreiber dieſer Zeilen im Hamburger Echo
auf die Gefahren hingewieſen, die ſich aus dieſem Tatbeſtand
für die Partei ergaben. Jnzwiſchen haben die Gefahren nicht
abgenommen, zugleich aber ſind durch die Länge des Krieges,
den immer deutlicher heraufziehenden Frieden und die in
zwiſchen eingetretenen wirtſchaftlichen und politiſchen Um
wälzungen die Probleme, um die es ſich in Zukunft handelt,
ſehr viel greifbarer und klarer geworden. Damit aber er
hebt ſich um ſo gebieteriſcher vor der Partei die Aufgabe, an
ihrer Löſung mitzuarbeiten. Gewiß haben vor allem die
Gewerkſchaften in mannigfachen Eingaben an den Reichstag
die beſonderen Forderungen der Arbeiterklaſſe für die Frie
denszeit angemeldet, auch hat der Würzburger Parteitag in
den Referaten von Cumow, Wiſſell und Keil höchſt wichtiges
Material herbeigebracht. Aber alles das kann nicht viel mehr
als eine Anregung ſein, die den Parteikörper in ſeiner Ge
ſamtheit übrigens noch keineswegs erfaßt hat. Es iſt Pflicht
der Parteipreſſe, immer wieder auf die ungeheuren wirtſchaft
lichen Umwälzungen hinzuweiſen, die wir durchmachen, und
die Tatſache zu unterſtützen, daß Handel, Jnduſtrie, Hand
werk und Londwirtſchaft mit vollkommen neuen Verhältniſſen
nach dem Krieg zu rechnen haben. Der Ratſchlag, den Lloyd
George im Jonnuar 1917 den um ihre alten Rechte beſorgten
Gewerkſchaftsführern Englands gab: Denket nicht immer
daran, dahin zurückzugelangen, wo ihr euch vor dem Kriege
befandet, ſondern ſchafft eine von Grund aus neue Welt, er
gilt in gewiſſen Beziehungen auch für das deutſche Prole-

u. Ztariat.Stockholm, 18. Februar. Die PTA. meldet: Kaledin töbete ſich Je kräftiger und kenntnisreicher ſich die deutſche Sozial
demokratie am Aufbau dieſer „neuen Welt“ beteiligt, de
entſcheidender wird ſie auch alle jene Elemente aus den bür
gerlicken Schichten beeinfluſſen können, die zwar erkennen.
daß dos Aſte abgetan iſt, und daß die „neue Welt im Zeichen
der Sozioliſierung unſerer Wirt'ſchaft ſteht, die aber doch ein
nneres Unbehagen vor dem Soziglismus und der Arbeiter
bewegung noch nicht los werden können. An der künftigen
Umformung unſeres Wirtſchaftslebens werden aber zunächſt
alle Kräfte, die nicht im Dienſte des Scharfmachertums und
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der Reaktion ſtehen, gemeinſam zu arbeiten haben, wenn nicht
die deutſche Demokratie und die Sozialiſierung unſerer Volks
wirtſchaft von den bekanntlich außerordentlich einflußreichen

ächten der Schwerinduſtrie und des Großagrariertums über
en Haufen gerannt werden ſollen.

Wenn jetzt der ſozialiſtiſche Wirtſchaftsgedanke auch ſolche
Schichten in ſeinen Bann zu halten beginnt, die, wie geſagt,
der ſozialiſtiſchen Arbeiterbewegung gegenüber ein gewiſſes
Unbehagen immer noch nicht unterdrücken können, ſo erweiſt
fo auch hier die Not, die ungeſtüme Preſſerin, als der Bahn
recher des Fortſchritts. Es wirkt in der Tat wie eine tiefe

daß nicht, wie man wohl früher in ſozialiſtiſchen
Kreiſen zuweilen träumte, der Sozialismus als ein Kind
des Ueberflufſes zur Welt kommt, als das Ergebnis eines
überquellenden geſellſchaftlichen Reichtums, wo die kapitaliſti-
ſchen Produktivkräfte ſo ungeheure Wertmaſſen auf den
Markt warfen, daß der Kapitalismus in ihnen erſtickt und
der Uebergang zu einer höheren Geſellſchaftsordnung von
ſelber notwendig wird, um den Gegenſatz zwiſchen den jugend-
friſch entwickelten Produktivkräften und dem greiſenhaft ver
alteten Produktionsverhältniſſen zu überwinden, ſondern daß
der erſte größere Schritt zur Sozialiſierung unſerer kapita-
liſtiſchen Wirtſchaft gerade das Ergobnis der Not und des
Zwangs zum Sparen auf allen Gebieten iſt. Dieſer tiefe
Gegenſatz zwiſchen Jlluſion und Wirklichkeit iſt es ja gerade,
der noch heute manchem Sozialiſten die Augen vor dem großen
techniſchorganiſatoriſchen Fortſchritt zum Sozialismus hin
verſchließt und der ihn lediglich die Entbehrung, die Ein-
ſchränkung und die Zwongsſpar'ſamkeit erblicken läßt.

Zwangsſparſamkeit! Jn der Tat! Kann man ſich eine
größere Jronie auf den Sozialismus und ſeine werbende
Kraft denken? Jſt nicht der Sozialismus das Füllhorn aller
Gaben? Und doch iſt es gerade die vom Staat zu orggni-
ſierende Notwendigkeit zum „Svaren“, die hier als Wege-
bereiter der Zukunft wirkt. Dabei handelt es ſich natürlich
weniger um die „Sparſamkeit“ im hausbackenen Sinn des
kinderreichen Fomilienvaters in der Hinſicht wäre es die
überflüſſigſte Mühe von der Welt, unſeren arbeitsreichen und
ernährungsarmen Proletarierfamilien erſt noch Sparſamkeit
predigen zu wollen als vielmehr um die Sparſamkeit im
volkswirtſchaftlichen Sinne. Beiſpielsweiſe das Sparen mit
den im deutſchen Boden liegenden Kohlenvorräten. Die

Chemiker Zeitung brachte unlängſt Artikel, wonach die großen

Behörden, die England während des Krieges zur Schonung
ſeiner Kohlenvorräte und zur wiſſenſchaftlichen Erforſchung
ſeiner Brennſtoffe errichtet hat, bei richtiger Ausnutzung der
engliſchen Brennſtoffe mit einer Erſparnis von 50 Millionen
Tonnen (zu je 29 Zentnern) rechnen, und daß gleichzeitig
die großen Nachteile wegfallen, die jetzt durch die Verun-
reinigung der Luft erfolgen. Nach den Berechnungen des
bekannten Chemikers Emil Fiſcher, einer wahren Autorität
auf ſeinem Gebiete nutzen wir nur 10 Prozent unſerer Kohle
aus, die übrigen 90 Prozent werden in die Luft verfewert.
Danach hätten wir in dem Jahrzebnt 1904--1913 rund 1200
Millionen Tonnen Kohlen vergeudet, was einer Verſchwen-
dung von 15 Milliarden Mark entſprechen würde. Hier auf
dem Wege ſtaatlichen Zwanges zur „Sparſamkeit“ zu er
ziehen, wäre eine Aufgabe, des Schweißes der Edlen wert.

Ein anderes Beiſpiel: Dr. Wohltmonn, Direktor des
Land wirtſchaftlichen Jnſtituks der Univerſität Halle. entwarf
in der Deutſchen land wirtſchaftlichen Nreſſe ein Agrarpro-
gramm, das von der Notwendigkeit der Zwangs'parſamkeit
mit den Kräften des Viehſtandes und des Ackerlandes ous-
geht. „Wir haben mit einem Rückgang der Erträge in Fe'd
und Stall von mindeſtens 20-25 Prozent auch noch für die
erſten Jahre nach dem Kriege zu rechnen“, ſagt Wohltmann,
felbſt wenn genügende Geſpann- und Arbeitskräfte vorbanden
ſein ſollten und es an ſtickſtoffhaltigen Düngemitteln nicht
fehlen würde. Wohltmann geht der Reihe nach den Bau des
Getreides, der Hülſenfrüchte und der Hackfrüchte, der Oel-
und Geſpinſtpflanzen, der Futterpfkanzen und Handels-
gewächſe durch und kommt immer wieder zu dem Ergebnis:
man ſieht, wohin wir auch blicken: die Decke, welche wir nötig
haben, iſt überall zu kurz. Die erſten zwei und ſogar drei
Jahre nach dem Kriege ſehen alſo recht düſter aus, ſe'bſt wenn
letzterer 1918 beendet ſein würde.“ Da wir nun mit der
heimiſchen Scholle unmöglich allen Forderungen für die Er-
nährung und Kleidung des Volkes und die Erhaltung des
Viehs gerecht werden können, ſo entwirft Wohltmann ein
Schema für die notwendigſten Anbaupflanzen, und nur qus
rein praktiſchen Gründen ſieht er davon ab, der Landwirt-
ſchaft geſetzliche Verfügungen über die anzubauenden Flächen
aufzulegen. Der Weg, fügt er hineu, wäre nur gangbar,
wenn jede Wirtſchaft ein?eln von Sochverſtändigen gevrüft
werden könnte, und das iſt jetzt ein Ding der Unmöglichkeit.

Es ſoll hier nicht unterſucht werden, ob nicht der Herr
Profeſſor vor „Unmöglichkeiten“ gar zu ſehr zurückſchreckt,
für die Zukunft ſcheint er jedenfalls eine ſolche „Unmög'ich-
keit nicht mehr anerkennen zu wollen und damit wäre eine
ſtaatliche Kontroſſe der Landwirtſchaft mit eventurſlem An-
bauawang, d. h. 2wonasſparſomkeft, von ſelber gegeben. Herr
Wohltmonn ſchließt ſeine Studie mit den Worten: Die
ſieben Sätze beziehen ſich auf die nächſte Zukunft unſeres
Ackerbaus und auf unſere elementarſten Bedürfniſſe. Bei
den Zielen, welche ſeine weitere 2ufunft garorhen, wird ſtets
zu bedonken ſein, doß wir nicht imſtonde ſind, mit den Er-
zeugniſſen der heimiſchen Scholle unſere Bevölkerung vo
zu ernähren und zu kleiden, unſer Vieh genügend zu füttern
ſowie unſere Fobriken genügend mit Rohſtoffen zu verfeben,
und zu dem Zwecke ſowohl eigene Kolonien wie auch den
Ueberſeehande durchaus nötig boben.“

Es war ſchon immer die Särke und die Aufgabe der
marxiſtiſch geſchulten Sozigaſdemokroten, aus dem Elend von

heute den Aufſtieg von morgen zu erkennen. Nicht euföig
haben die Marx und Enge's ſchon in ihren früheſten Schriften
gerade die damg s faſt hoffnungsſos nioder getreten Arbeiter
kaſſe als das Bollwerk künftiger Freiheit und Veſittung be
zeichnet. So geriemt es auch uns, in dem furkharen Elend
unſerer Tage die Stufen zu erkennen, die ſich der künftige
Aufſtieg der leidendon Menſkbeſt zimmert. Dos wird n
ſo leichter möglich ſein. je gründlicher wir uns mit den wer
ſchaftlichen Aufgoben Deutſchlands und der anderen großen
Länder noch befaſſen werden.

Die bevölkerungevolitiſchen Arbeiten
des Reiches.

Die erſten Geſetzentwerrfe.
Die bevölkerungspolitiſchen Arbeiten des Reichs, die dem Neu

aufbau unſerer Volkskraft nach dem Kriege dienen ſollen, werden dem
nächſt durch zwei Geſetz entwürfe eingeleitet werden, die nach

Durchberatung im Bundesrat ſoeben dem Reichstage zugegangen
Der eine Geſetzentwurf betrifft die Beämpfung der

Geſchlechtskrankheiten, er andere richtet ſich gegen die
Verhinderung von Gebrrten.

Um der Verbreitung der Geſchlechtskrankheiten durch gewiſſen
loſen Leichtſinn ertgegenzutreten und in den Erkrankten das Verant-
wortlichkeitsgefühl für die Gefährlichkeit ihres Zuſtandes zu ſchärfen,
bedroht S des Geſetzentwurfes zur Bekämpfung der Geſchlechts
krankheiten denjenigen mit ſchwerer e derden lechtsvezkehr ausübt, obwohl er weiß oder den Umſtänden
nach annehmen S einer anſteckenden Geſchlechts-
krankheit leidet.

Die Beſtimmungen des S 3 wenden ſich gegen die Kurpfuſcher,
weil nur in der Hand des Arztes eine ſachgem Behandlung, die,
wenn ſie frühzeitig und nachdrücklich genug einſetzt, in der R zur
Heilung führt, gewährleiſtet iſt. Verboten iſt demzufolge ge
werbsmäßige Behandlung von Geſchlechtskrankheiten, ſowie von Krank
heiten oder Leiden der Geſchlechtsorgane allen Nichtärzten.
Verboten iſt ihnen auch, ſich öffentlich oder durch Verbreitung
von Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen, wenn auch
in verſchleierter Form, zur Behandlung von ſolchen Krank
heiten oder eLiden zu erbieten. Verboten iſt endlich jede
Ser d n heng von Geſchlechtskrankheiten ſowie z 4

die öffentliche Ankündigung oder Anpreiſung von Mitteln,
Gegenſtänden oder Verfahren zur Heilung oder Linderung von ſolchen
Krankheiten und die Ausſtellung von ſolchen Gegenſtänden an allgemein
zugänglichen Orten.

Da das Dirnentum anerkanntermaßen die gefährlichſte Verbrei
tungsquelle der Geſchlechtskrankheiten darſtellt, wird durch die Beſtim
mungen der S 5 und 6 eine Sanierung des Dirnentums an-
geſtrebt mit dem Ziele, möglichſt alle Perſonen, die gewerbsmäßig Un-
zucht treiben, einer fortlaufenden, ſoweit angängig freiwilligen und
unauffälligen är ztlichen Ueberwachung zuzuſühren. Nach den
Beſtimmungen des S 5 können indes dieſe Perſonen auch zwangs-
weiſe auf das Vorhandenſein von Geſchlechtskrankheiten unterſucht
und im Erkrankungsfalle zwangsweiſe einer Heilbehandlung, insbe-
ſondere auch in einem Krankenhauſe, zugeführt werden. 8 6 ſchränkt
den ſogerannten Kuppeleiparagraphen 180 des Strafge
ſetzbuches) dahin ein, daß deſſen Vorſchriften keine Anwendung finden
ſollen auf das Gewähren von Wohnungen an Perſonen über 18 Jahre,
wern damit weder ihre Ausbeutung noch ein Anhalten zur Unzucht
verbunden iſt.

Um die Uebertragung von Geſchlechtskrankheiten auf Kinder zu
verhindern, iſt in S 7 beſtimmt, daß Ammen, die ein fremdes Kind
ſtillen, im Beſitze eines unmittelbar vor Antritt der Stellung ausgefer-
tigten ärztlichen Geſundheitszeugniſfes ſein müſſen. Beſtraft wird
ferner jede weibliche Perſon, die ein fremdes Kind ſtillt, trotzdem ſie weiß,
daß ſie an einer Geſchlechtskrankheit leidet. Anderſeits wird auch
derjenige unter Strafe geſtellt, der ein ſyphilitiſches Kind, für deſſen
Pflege er zu ſorgen hat, in Kenntnis der Erkrankung von einer
anderen Perſon als Mutter ſtillen läßt, und wer ein geſchlechtskrankes
Kind wiſſentlich in Pflege gibt, ohne die Pflegeeltern von
der Krankheit des Kindes zu benachrichtigen.

Jn dem Entwurf des Geſetzes gegen die Verhinderung von
Geburten ſind im 8 1 Handhaben gegeben, um das gewerbsmäßige
Herſtellen, das Vorrätighelten und Jnverkehrbringen von Mitteln oder
Gegerſtänden, die geeignet ſind, die Empfängnis zu verhüten
oder die Schwangerſchaft zu beſeitigen, zu verbieten oder
zu beſchränken; jedoch ſoll hierbei, ſoweit ſolche Mittel zugleich der Ver
hütung von Geſchlechtskrankheiten dienen, auf die Bedürfniſſe des Ge
ſundheitsſchutzes Rückſicht genommen werden.

Verboten iſt weiterhin in S 3, empfängnisverhütende oder frucht-
obtreiberde Mittel. Eegenſtände oder Verfahren öffentlich oder durch
Verbreitung von Schriften uſw. anzukündigen oder ſolche Mittel
und Gegenſtände zu allgemein zugängigen Orten aus zuſtellen.
Stroflos bleibt ihre Ankündigung an Aerzte und Apotheker oder in
ärztlichen Fachzeit chriften.

S 4 wendet ſich mit ſchweren Strafandrohungen gegen
jedes öffertliche Anbieten eigener oder fremder Dienſte zur Vornahme
oder Förderung der Beſeitigung der Schwangerſchaft.
Schwerer Strafe unterliegt gleichfalls, wer gewerbsmäßig Mittel, Ge
genſtände oder Verfahren zur Verhütung der Empfängnis bei anderen
Perſonen anwendet oder ſeine eigenen oder fremden Dienſte hierfür
anbietet.

Beide Eeſetzentwürfe bringen zum Teil einſchneidende Maßnahmen.
Solche ſind indes unvermeidlich, um den Verwüſtungen an Geſundheit
und Foomilienglück, die das PVeberhandnehmen der Geſchlechts
krankheiten nach ſich zieht, zu begegnen und dem unter dem
Einf'ß des Krieges ſich immer bedrohlicher geſtaltenden Geburten-
rückgang zu ſteuern.

Amerika an der Weſtfront.
Berlin, 19. Februar. Nach einer verſpätet hierher gelangten

Meldung des Waſthingtoner Berichterſtatters der Chicago Daily
Trikune erregten private Aeußerungen einzelner Mitglieder der
nach Amerika zurückgekehrten Miſſion unter Oberſt Houſe größte
Beunruhigung. Es wurde bekannt. daß der Kommiſſionsbericht über
den U-Boot-Krieg äußerſt peſſimiſtiſch ſei. Die Schiffsverluſte ſind
danach weit größer als ſich aus den offiziellen Bekanntwachungen
ergiht und laſſen es als ausgeſchloſſen erſcheinen, daß die Vereinig-
ten Staaten und England hinreichenden Erſatz ſchaffen können. Die
Weigerung des Kriegsminiſters Bakert, ſich zur Sache zu äußern,
wird dahin ausge'egt, daß auch er die Loge peſſimiſtiſch anſebe und
nicht glaube, daß Amerika im Laufe 1918 ſeine volle Kraft zur
Gel mung bringen könne. Die höckſten Staatsbeamten geben den
ſtärkſten Zweifeln darüfer Ausdruck, daß die Regierung ihr Ver-
ſprechen, im Laufe des Somwers eine Million Soldaten in Frank
reich zu haben, balten könne. Die britiſche Armee ſei nach der Aus-
ſage uns weifelhafter Autoritäten gefährlich knapp an Lebensmitteln
und auch die franzöſiſchen und italieniſchen Armeen beſäßen nur ſo
geringe Reſerven, daß Aenrftlichkeit herrſche. Eine andere Autorität
erflärte: Die Lapne der Alliierten iſt ungeheuer ernſt. Der Artillerie-
Beſtand iſt ſo wangelbaft, daß die Durckführung einer längeren
Offenſive ausgeſchloſſen erſcheint. England und Frankreich ſind in
folge der Hrereslieferungen an Jiolien und Amerika nicht in der
Lage geweſen, ihre eigenen Beſtände genügend aufzufriſchen.
Amerika beginnt einzuſehen welch kleine Rolle nur es für viele
fommende Monate auf dem Kampfplatze ſpielen kann. Die engliſche
Armee allein verliert wongitlich 70—80 000 Mann an Toten und
Verwundeten und die Vereinigten Staaten ſind für lange Zeit nicht
einmal in der Lage, dieſe Ausfälle zu erſetzen.

Weshalb wurde NVaris bomhardiert?
Offiziös wird geſchrieben: Die vielfachen und oft recht deutſch-

feind'ich gehaltenen Erörterungen, die über den deutſchen Luft
angriff auf Paris vom 30./31. Januar durch die Preſſe aller Länder
degangen ſind, laſſen es notwendig erſcheinen, noch einmal auf den
Anlaß des ſo glänzenden Zuges unſerer Flugzeuggeſchwader hin-
zuweiſen. Dabei kann man nicht oft genug und nicht klar genug
wiederholen: Es war einmal ein Strafzug, den die Oberſte Heeres
leitung unterrommen hat; eine Vergeltungsmaßregel, die nach oft
wiederholter Warnung unvermeidlich eintreten mußte, weil der
Gegner ſeire frevelsaften Angriffe auf offene deutſche Städte nicht
unterließ. Am 17. Oktober 1917 war zum letztenmal durch Funk-
ſpruch die franzöſiſche Regierung gewarnt und vor die klare Wahl
geſtellt worden, ihre Angriffe auf offene deutſche Städte zu unter
laſſen, widrigenfalls ſie die Folgen eines gleichen Vorgehens von
deutſcher Seite auf ſich und ihre eVrantwortung nehmen müßte.

Die franzöſiſche Regierung hat den Entſchluß nicht gefunden,
ihr Volk durch rechtzeitiges Einlenken zu ſchützen. Durch die Fort-
ſetzung ihrer Luftangriffe, deren geringfügige Ergebniſſe nur
unſerer guten Gegenwehr zu verdanken ſind, bot die franzöſiſche
Regierung bewußt unſerer gleichartigen Geegnwirkung die Stirn.
Sie konnte nicht mehr darüber im Zweifel ſeih, daß den warnenden
Worten vom 17. Oktober 1917 nunmehr auch die Tat folgen würde.
Daß allerdinos der erſte deutſche Stoß ſich gleich v das Herz
Frankreichs richten würde, ſcheint man in Paris nicht erwartet, und
daß ein ſolcher von der deutſchen Oberſten Heeresleitung angeſetzter
und von den kampferprobten deutſchen Geſ rn geführter Stoß

ein anderes Gewicht in die Wagſchale wirft als das ans bisher ge.
botene, ſcheint man in Paris nicht t zu haben.

So hat Frankreichs Hauptſtadt ine Bevölkerung ertragen
müſſen, was der leichtfertige Sinn e über ſie herauf-
beſchworen hatte und was ſeit all den Angriffen von dem unſeligen
Fronleichnamstag von Karlsruhe an vor aller t ſchon längſt als
gerechte Strafe verdient war.

Jetzt ſteyt es wiederum bei der ſiſchen Regierung, ſich zu
beſcheiden und die Angriffe auf harmloſe deutſche Städte und Dörfer
im Hinterland z unterlaſſen, oder aber bewußt und mit voller
Verantwortung die Bevölkerung ſeiner Städte erneut den Schrecken
und den Verluſten auszuſetzen, die die Pariſer in der Nacht vom
80, zum 31. Januar erlitten haben.

Ein neuer Fliegerangriff auf London.,
Baſel, 20. Februar. Nach einer amtlichen Reutermeldung aus

London überflogen feindliche Flugzeuge abends kurz vor 10 Uhr
die Themſemündung. Sie wandten ſich gegen London und warfen
einige Bomben auf die Hauptſtadt.

Der Krieg zur See.
Berlin, 260. Februar. (Amtlich.) Jm weſtlichen Mittelmeer

erzielten unſere U-Boote neue Erfolge gegen den italieniſchen
Transportverkehr. 23 009 Br. -R.-T. feindlichen Handelsſchiffs-
raumes wurden von ihnen vernichtet. Unter den verſenkten

befanden ſich der italieniſche Dampfer Harlaw mit Kohlen
von Marſeille nach Livorno, die bewaffneten engliſchen e
Newminſter Abbey, 3114 Br.-R.T., Storion, 4406 Br. -R. T.,
Colia 5004 Br. R.T., der el Ferr Aboukir, 3660 Br. R.T.
und der italieniſche Segler Volonta di BVie, dieſer mit Kartoffeln
nach Tunis. Vier von den verſenkten Dampfern wurden aus ein
und demſelben geſicherten Geleitzug, einer aus Zerſtörerbedeckung
herausgeſchoſſen. Von dem bewaffneten italieniſchen Dampfer
Harlaw und dem engliſchen Dampfer Aboukir wurden die Kapitäne
als Gefangene eingebracht.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Kleine Kriegsnachrichten.
Berlin, 19. Februar. (Amilich.) In der holländiſchen Preſſe vom

10. Februar iſt als amtliche engliſche Bekanntmachung ein Telegramm
verbreitet, nach dem die Deutſchen die Bedingungen des Waffenſtill-
ſtandes zwiſchen Deutſchland und Rußland vom 15. Dezember durch Ab-
transport von Truppen zum Weſten nach dem 15. Dezember verletzt
hätten. Dieſe Nachricht iſt eine Falſchmeldung und ein Gegenſtück zur
ReuterFälſchung der Rede des Grafen Czernin. Jm Waffenſtillſtands-
vertrag war veteinbart, daß von der Front zwiſchen dem Schwarzen
Meer und der Oſtſee keine operativen Trüppenverſchiebungen durchge
führt werden ſollten, die nicht im Augenblick der Unterzeichnung ſchon
eingeleitet ſeien. Die Trupvenbewegungen, die noch nach dem 15. De
zember ſtattfanden, waren ſämtlich bereits vor oder im Augerblicke der
Unterzeichnung des Waffenſtillſtandsvertrages eingeleitet. Die Mittel
mächte hielten die Bedingungen des Vertrags nach Wortlaut und Sinn
aufs peinlichſte inne. An dieſer Tatſache werden auch alle bekannten,
aus durchſichtigen Gründen verbreiteten Verdächtigungen und Verleum-
dungen der Entente nichts ändern.

Berlin, 19. Februar (Amtlich.) Am 18. Februar abends be-

daneben liegerdes Barackenlager erfolgreich mit Bomben und griffen
dort drei Scheinwerfer mit Maſchinengewehr an. Jm Barackenlager
wurden Brände beobochtet; einer der Scheinwerfer wurde zerſtört.

Berlin, 19. Februar. Nachdem engliſche Flieger zu wieder
holten Malen durch Bombenab wurf auf holländiſches Hoheits
gebiet Menſchenopfer gefordert und beträchtlichen Materialſchaden ange

richtet haben, ſchreibt Nieuwe Rotterdamſche Courant im
Abendblatt pom 18. Februar über den neueſten Fliegerangriff. bei
Mauritafort: „Sie warfen ihre Bomben ohne weiteres Beſinnen und
überlaſſen es dem Zufall, welche Stelle vo Angriff getroffen wird. Die
Fliegeroffiziere, die nach den offiziellen Berichten ſo prächtige Reſultale
erreichen, wiſſen oft nicht einmal, wo ſie ſich befinden. Wir haben
dies bereits mehrfach hervorgehoben. Das ärgerlichſte aber iſt, daß ſie
ſich zurückhalten, ſobald der Jrrtum ihrer Orientierung herauskommi
Das iſt ſehr wenig ehrenhaft.“

Neues zur Weltlage.
Jm Finanzausſchuß des ungariſchen Abgeordnetenhauſes er

kkärte Finanzminiſter Popovics, daß die Kriegskoſten Un
garns im letzten Halbjahr monatlich 550 bis 690 Millionen, gegen-
wärtig 740 bis 760 Millionen betragen. Der Finanzminiſter betonte
gleichzeitig, daß er vorläufig das Verbot betreffend Gründung neuer
Finanzinſtituts nicht aufzuheben ge denke.

Den franzöſiſchen Miniſterrat beſchäftigte die Dringlich
keit der Vorſchläge, die General Fahelle als Befehlshaber der fran-
zöſiſchen Truppen an die Piavelinie nach Paris mikbrachte, un
die Verpflegung dieſer Streitkräfte wenigſtens bis Frühjahr
zu ſichern. Der Ernſt des Notſtandes wird durch die jüngſte furcht
baren Verluſte von Nahrungsmittelladungen für die italieniſch.
Front noch geſteigert.t Das i Miniſterium hat dem Reichszenſor außer
ordentliche Vollmachten erteilt, zur Unterdrückung jeder Kundgebun-
gen in der engliſchen Preſſe und der Veröffentlichung von Berichten
über friedensfreundliche Verſammlungen und Demonſtrationen.

Wie aus Riga berichtet wird, haben am 7. Februar die
Wahlen zur konſtituierenden Verſammlung des vereinigten Eſt-
lands begonnen. Das bis zum 10. Februar eingegangene Wahl
ergebnis ergab eine Minderbeit für die Maximaliſten Darauf
haben dieſe alle weiteren Wahlen unterbunden und den Zuſammen-
tritt der konſtituirenden Verſammlung verboten.

Jn Spanien ſteht ein neuer Generalſtreik bevor. De
Streik ſollte ſchon am 14. Februar ausbrechen, aber die Regierungs
hatte in ganz Spanien durch ihre Maßreoeln erreicht, daß die
Streikführer die Bewegung zu verſchieben beſchloſſen. Die h
wie franzöſiſche Blätter berichten, immer voch geſpannt. Auf den
Malorkainſeln und den Kleinen Balegren ſind die Unrnben infolge
der Lekbensmittelrot wieder ausgebrochen, wobei es zu Zuſammer
ſtößen zwiſchen h und rn Truppen kam. Dieſe muß
ten feuern. Einzelbeiten fehlen noch.Der Newhyorker Herald meldet, daß Präſident Wilſon im Kon
greß in der kommenden Woche von neuem über die Friedensziele
und ſeine Stellung zu den Verſailler Beſchlüſſen reden wird.

Ein Zwiſchenfall im öſterreichiſchen
Abgeordnetenhauſe.

Aus Wien wird berichtet: Die geſtrige Sitzung des r
ordnetenhauſes brachte zunächſt nur die Monologe von Parteien
und Gegenvarteien. Erſt als in der Diplomatenloge der junge
ukrainiſche Friedensdelegierte Lewrick erſchien, kam es zu einem
bedauerlichen Zwiſchenfall. Der tſchechiſche Sozialiſt Saukup er
dete ſich nach der Loge: „Was macht der junge Menſch hier
Hinaus mit ihm! Es iſt ein Skandal, mit einem ſo jungen
Menſchen Frieden zu ſchließen!“ Der Fremde, der ihn viht ver
ſtehen konnte, verließ die Loge und begab ſich zum Präſidenten,
über deſſen Entſchuldigung amtlich noch nichts bekanntgegeben
worden iſt. Ther zugleich wurde die Wendung in Petersbur
durch eine Depeſche bekannt, die Präſident Dr. Groß aber 37
privatim den Abgeordneten mitteilte. Erſt Dr. Adler ver
dann in ſeiner Rede die Depeſche; der ganze Vorſtoz der Tſcheche
iſt auf dem deutſchen Vormarſch aufgebaut. Dr. Adler betont
die Sozialiſten müßten erſt abwarten, ob die Deutſchen ſich ietz
verſtändig zeigen würden für das Budget würden ſie aber keine

hier lehr erfriſchend gewirkt.

legten vier Marineflugzeuge den Seebahnhof von Calais, ſowie ein

wegs ſtimmen. Jmmerhin hat die Nachricht von Petersburg auch
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Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Ausbau des Hausarbeitsgeſetzes.
Die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands hat in

Gemeinſchaft mit anderen wirtſchaftlichen Organifationen eine Ein
gabe an Bundesrat und Reichstag gerichtet, die den Ausbau des
Hausarbeitsgeſetzes fordert. Es wird darauf hingewieſen, daß die
Heimarbeit nach dem Kriege infolge des Zuſtromes von Kriegs
beſchädigten eine erhebliche Ausdehnung erfahren wird. Das vom
Reichstag 1911 beſchloſſene Hausarbeitsgeſetz iſt heute noch immer
nicht in allen ſeinen Teilen durchgeführt. Verlangt wird insbeſondere
die Umwandlung der Fachausſchüſſe in Lohnämter. Um aber auch
der drohenden Arbeitsloſigkeit nach dem Kriege zu begegnen, muß
eine planmäßige Verteilung der öffentlichen Aufträge, insbeſondere
der Heeresaufträge, unter gleichberechtigter Mitwirkung der Arbeit-
geber und Arbeiter der betreffenden Gewerbezweige in die Wege
geleitet werden. Hierbei ſind die alten Sitze der Heimarbeit be
ſonders zu berückſichtigen. Die Schaffung gemeinnütziger Nähſtuben
unter Vermeidung unnötiger Zerſplitterung iſt in die Wege zuleiten. Als unabweisbare Rotwendi keit wird es bezeichnet, die obli-

gatoriſche Krankenverſicherung der Heimarbeiter in vollem Umfang
wieder einzuführen. Ebenſo muß durch Bundesratsverordnung, oder
ganz allgemein durch Geſetz, die Jnvalidenverſicherung der Heim-
arbeiter auf alle Hausgewerbetreibenden ausgedehnt werden. Dieſe
Forderung iſt durchaus nich! neu, ſie iſt ſchon ſeit langen Jahren
immer wieder aufgeſtellt worden, bisher aber nur teilweiſe in Er-
füllung gegangen. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß eine
Verſicherung gegen die Folgen der Jnvalidität und des Alters für
die Hausgewerbetreibenden mindeſtens ebenſo wichtig iſt, wie für
die induſtriellen Arbeiter, ja daß ſie für die erſte Gruppe vielleicht
noch notwendiger ſein dürfte wie für die andere. Die ſich entgegen
ſtellenden Schwierigkeiten müſſen zu überwinden ſein, und es wer-
den ſich bei gutem Willen zweifellos auch die richtigen Wege finden
laſſen, um dieſe gewiß berechtigte Forderung der Hausgewerbe-
treibenden erfüllen zu können.

Der „gediegene“ Reichsverbandskalender.
Auf eine Anfrage der Abgg. Spiegel und Scheidemann hat

Staatsſekretär Wallraf die S Antwort erteilt.Es iſt zutreffend, daß der Landrat des Landkreiſes Düſſeldorf
den induſtriellen Werken ſeines Kreiſes einen vom Reichsverbande

egen die Sozialdemokratie herausgegebenen Volkskalender zurKeceitnng an die Arbeiter empfohlen hat. Dieſer Empfehlung
hat jedoch eine parteipolitiſche Stellungnahme nicht zugrundeg ge
legen. Der Landrat hat allfährlich einen nationalen Volkskalefder
empfohlen und in dieſem Jahre den vom Reichsverbande heraus-
gegebenen lediolich im Hinblick auf die ſachliche Gediegen-
heit ſeines Jnhalts gewählt. Aus den gleichen ſachlichen Gründen
hat der Landrat zuvor eine von ſozialdemokratiſcher Seite heraus-
gegebene Flugſchrift zur Verbreitung r Grundſätzlih
erſcheint es indeſſen in Uebereinſtimmung mit der Reichsregierung
der preußiſchen Staatsregierung nicht erwünſcht, daß von einer
Staatsbehörde Veröffentlichungen verbreitet oder zur Verteilung
empfohlen werden, die, ſei es nach Jnhalt, ſei es nach Urſprung,
einen ausgeſprochen parteipolitiſchen Charakter haben. ie in
Frage kommenden Dienſtſtellen ſind entſprechend benachrichtigt
worden.

Der hilfsdienſtpflichtige Reichstag.
Die Berliner Neueſten Nachrichten, ein von den

ſchwerinduſtriellen Kriegsverdienern gefüttertes Reptil,
begrüßte den Reichstag am Tage ſeines endlichen Wieder-
zuſammentritts in dieſer Weiſe:

Auch über den Streik wollen manche Abgeordnete ſprechen.
Gewiß wäre eine gründliche Abrechnung mit den Sozialdemo-
kraten ſehr angebracht, aber beſſer iſt noch eine t
Taten, wie die Nationalliberalen es wollen, als durch ieder-
holung alles deſſen, was ſchon ausführlich in der Preſſe geſagt
worden iſt. Bei unſerer bekannten Hochachtung vor dieſem Reichs
tag wird man uns die Anſicht nicht verdenken, daß es am zweck
mäßigſten wäre, er beſchränkte ſeine Arbeit auf die für die Weiter-
führung der Ffaatsgeſchällte und des Krieges notwendigen Auf
gaben (lies: Ausgaben! Red.) und zügelte im übrigen ſeinen
Tatendrang, d. h. ſeine Redeluſt. Etwas Nützliches kann dabei
ja doch nicht herauskommen, denn allzu vielen Abgeordneten iſt
es nicht gegeben, zu erkennen, daß unſere ganze noch nicht
danach iſt, häuslichen Zwiſt vor aller Welt auszutragen. Auf
die Entwicklung der weltgeſchichtlichen Dinge, ſo hoffen wir, werden
ſie jedenfalls keinen Einfluß üben, nachdem auch im Oſten wieder
die Waffen die diplomatiſchen Unterhaltungen W haben.
Hoffentlich verſucht es der Reichstag nicht, uns die Gelegenheit,
alle Fehler wieder gut zu machen, zu verpfuſchen. ans dazu
iſt leider vorhanden, aber es gibt ja wohl Möglichkeiten dieſe
Neigung von vornherein zu dämpfen. r das Gefühl
der Unſicherheit h nicht ganz bannen, ſobald dieſer Reichs
tag zuſammentritt. Man ſieht ihn lieber auseinandergehen!

Wenn man bedenkt, daß es bloß ein Kommis der
Kriegsgeſchäftemacher iſt, der dieſes „Urteil fällt, ſo hat
dieſe Leiſtung auch einen humoriſtiſchen Reiz!

Geheime r um 51i i d rtſchrittlichen Abgeordne vko vie dere haben 19 der bedeutendſten
Firmen der Berliner Metallinduſtriellen eine geheime Konkurrenzklauſel

unte ereinbart, die dahin geht:h ieeerk des 5 mit England von einem Mitglied der

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauptquartier, 20. Februge.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
An verſchiedenen Stellen der Front Artillerie- und Minenwerfer

kampf. Größere Erkundungsvorſtöße, die der Engländer weſtlich von
Houthem, der Franzoſen bei Jurinconurt und nördlich von
Reims unternahm, wurden abgewieſen.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Beiderſeits der Vahn Riga Petersburg wurden die

20 Kilometer vor unſerer bisherigen Front liegenden ruſſiſchen
Stellungen überſchritten. Schwacher Widerſtand des Feindes bei
Jnzeen nördlich der Bahn wurde ſchnell gebrochen.

Ueber Dün ab urg hinaus ſtießen unſere Diviſionen in norb-
öſtlicher Richtung vor. Zwiſchen Dün gab urg und Luck traten ſie
in breiten Abſchnitten den Vormarſch an.

Die über Luck hinaus vorgedrungenen Diviſionen marſchieren
auf Rowno.

2500 Gefangene, mehrere hundert Geſchütze und große Mengen
an rollendem Material fielen in unſere Hand.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.
Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

Vereinigung ein männlicher oder weiblicher Beamter eines anderen Mit-
gliedes ohne deſſen Zuſtimmung eingeſtellt, ſo iſt erſterer verpflichtet,
einen Betrag in eine von dem Verband Berliner Metallinduſtrieller
verwaltete Kaſſe zu zahlen, gleich dem doppelten des von dem Ange-
e in den erſten zwei Jahren erzielten Mehreinkommens. Der Zu-
timmung bedarf es nicht, wenn der männliche oder weibliche Beamte
infolge Kündigung ſeitens der Firma ſich um die neue Stellung beworben
hat. Die Zahlungen ſind kalendervierteljährlich zu leiſten. Streitigkeiten
entſcheidet die Vertrauenskommiſſion des Verbandes Berliner Metall
induſtrieller.

Der Frageſteller richtet an den Reichskanzler die Anfrage, was
er zu tun gedenkt, um zu verhüten, daß den beteiligten Angeſtellten die
einzige auf Grund des 9 des Hilfsdienſtgeſetzes noch beſtehende Mög-
lichkeit einer mit dem Stellungswechſel verbundenen Einkommensver-
beſſerung genommen wird. Der Reichskanzler wird weiter gefragt, was
er zu tun gedenkt, um eine ſolche Durchkreuzung der im Hilfsdienſtgeſetz
Faegdewen Schutzbeſtimmungen für die Jnduſtrieangeſtellten zu ver-

ndern.
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Deutſ cher Reichstag.
130. Sitzung. Mittwoch, den 20. Februar 1918.

Am Tiſche des Bundesrats: v. Payer, v. Kühlmann.
Jn der Diplomatenloge wohnen die gegenwärtig in Berlin wei-

lenden Mitglieder der ukrainiſchen Regierung den Verhandlungen bei
Vizepräſident Dr. Dove eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.

Der Frieden mil der Ukraine.
Staatsſekretär Dr. v. Kühlmann: Der Friede mit der Ukraine iſt

der erſte Friedensſchluß in dieſem gewaltigſten aller Kriege. Als die
ukrainiſchen Abgeordneten in Breſt-Litowſk klar erkannt hatten, daß das
Petersburger Kabinett keine aufrichtige Friedenspolitik trieb, haben ſie
freundſchaftliche Beziehungen zu den Mittelmächten hergeſtellt, weil ſie
aufrichtig den Frieden wünſchen. Die Verhandlungen mit ihnen waren
nicht ganz leicht, denn es wurden auch hier territoriale Forderungen ge-
ſtellt, die nicht erfüllt werden konnten. Wir haben uns darauf be
ſchränkt, die Grenzen nach Weſten zu ziehen, die übrigen Grenzen
einer ſpäteren Feſtſegung überlaſſend. Die Löſung hat namentlich bei
den Polen kebhafte Kritik erfahren, aber die erdrückende Mehrheit des
deutſchen Volkes würde es nicht verſtanden haben, wenn an dem Chol-
mer Gebiet der Frieden geſcheitert wäre. (Sehr richtig!) Die Grenze
kann übrigens ſpäter noch abgeändert werden, ſo daß die Wünſche der
Bevölkerung berückſichtigt werden können. Jn einer neuen Grenzkom-
miſſion wird auch Polen vertreten ſein. Das ganze polniſche Zu
kunftsproblem zu löſen, muß ſpäterer Zeit vorbehalten bleiben. Für
uns iſt es wichtig, daß die Ukraine auch jetzt noch über weſentliche Vor
räte an Brotgetreide und Futtermitteln verfügt. Sowohl für uns, wiein erhöhtem Rete für die öſterreichiſch- ungariſche Monarchie iſt die Her-

ſtellung eines geordneten Handelsverkehrs mit der Ukraine von vitalſtem
IJntereſſe. Erleichterungen des Eiſenbahnverkehrs ſind in Ausſicht ge
nommen. Dieſer Friedensvertrag wird zweifellos für ſpätere Ver
träge als Grundlage dienen. Reichskanzler Graf Hertling erſcheint im
Saal.) Wenn es ein Mittel gab, Herrn Trotzti zur Unterzeichnung des
Friedensinſtruments zu bewegen, ſo war es die vollzogene Tatſache des
Abſchluſſes des ukrainiſchen Friedensvertrages. Auf das erneute Vor-
gehen der deutſchen Heere hat geſtern das Volkskommiſſariat in Peters-
burg einen Funkſpruch an die Regierung des Deutſchen Reiches ge-
richtet, welcher ſagt: Der Rat der Volkskommiſſare ſieht ſich veranlaßt,
in Anbetracht der geſchaffenen Lage ſein Einverſtändnis zu erklären, den
Fried enunter den Bedingungen zu unterzeichnen, welche von den De-
legationen des Vierbundes in BreſtLitowſk geſtellt waren. (Lebhaftes

rt, hört! Bewegung.) Der Rat der Volkskommiſſare erklärt, daß
die Antwort auf die von der deutſchen Regierung geſtellten genauen
Bedingungen unverzüglich gegeben werden wird. ieſer Funkſpruch
ſtellt nach den bi ngen kein für uns verbindliches Do
kument dar. Wir daraufhin der Petersburger r J mit
geteil, der Funkſpruch ſei aufgefangen worden, wir bäten aber um eine
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ſchriftliche Beſtätigung an unſere Linien. Die Regierung der Volks
kommiſſare hat dieſe Beſtätigung bereits zugeſagt.

Nach den bisherigen Erfahrungen mit Trotzki möchte ich nicht,
daß die Oeffentlichkeit den Eindruck gewinnt, es ſei nunmehr alle
glatt und klar, und wir hätten den Frieden mit Rußland in der Taſche.
(Hört, hört!) Die Ereigniſſe werden ſich jetzt derhältnismäßig raſch ab
rollen. Wir ſind mit unſeren Bundesgenoſſen in einen Gedanken-
austauſch getreten, der bald ein Reſultat zeitigen wird. Ich kann zu
ſammenfaſſend ſagen: Die Ausſichten auf Abſchluß eines Friedens mit
der Petersburger Regierung ſind durch den Abſchluß des Friedens mit
der Ukraine und dem von uns ausgeübten militäriſchen Druck erheblich
beſſer geworden. (Beifall.) Ich hoffe, daß wir jetzt zum Ziele kommen.
(Lebhafter Beifall.) Aber wir wollen mit der Freude warten, bis die
Tinte unter dem Dokumente ſitzt. (Zuſtimmung.) Der Eindruck, den ich
draußen hatte, war der, daß die Oeffentlichkeit einen Abſchluß mit der
Ukraine mit Erleichterung aufgenommen hat und als den erſten Schritt
zu einer beſſeren Zukunft und zu einer Wiederherbeiführung des all
gemeinen Friedens begrüßt, den wir bei ruhiger, feſter und entſchloſſener
Führung der auswärtigen Politik in abſehbarer Zeit auch zu erreichen
hoffen. (Lebhafter Beifall.)

Abg. Gröber (Ztr.): Namens meiner Partei habe ich der Freude
Ausdruck zu geben, daß wir bei Beginn unſerer Tagung dem erſten
Friedensvertrag unſere Zuſtimmung geben können. Wir danken der
Regierung für dieſen Vertrag und alles, was damit zuſammenhängt.
Hoffentlich werden bald die Friedensverträge mit Groß- Rußland und
anderen Gegnern folgen. Der Friede mit der Ukraine iſt die Durch
brechung des eiſernen Ringes, der bisher Deutſchland und ſeine Ver-
bündeten umſchloſſen hielt. Er iſt weiter geeignet, Deutſchland und
Oeſterreich- Ungarn Nahrungsmittel in erheblicher Menge zuzuführen,
Die Beſtimmungen des Vertrages müſſen wir als notwendig betrachten,
beſonders gilt dies auch von der Beſtimmung, daß das Gouvernement
Cholm zur Ukraine gerechnet wird, einige, vorwiegend polniſche Bezirke
hätte man allerdings beſſer zu Polen geſchlagen, dadurch wäre man
zahlreichen, nicht unberechtigten Beſchwerden der Polen entgegenge-
kommen. Würde zu der gemiſchten Grenzkommiſſion auch Polen
hinzugezogen werden, würde man den Wünſchen der Polen mehr Rech-
nung tragen können. Die Frage der Rückwanderer bedarf unſerer be-
ſonderen Aufmerkſamkeit

Abg. Dr. David (Soz.): Der mitgeteilte hocherfreuliche Funkſpruch
aus Petersburg ſtellt uns vor eine ganz neue Situation und läßt die
zuſammengeſunkene Hoffnung auf einen Frieden mit Großrußland
wieder aufleben. Gegenüber dem Skeptizismus des Staatsſekretärs
müſſen wir dafür ſorgen, daß die Hoffnungen nicht von neuem zuſammen
brechen. Die Schuld des Scheiterns der Verhandlungen in Breſt-Litowk
darf man nicht nur auf der ruſſiſchen Seite ſehen. (Sehr richtig! bei
den Sozialdemokraten.) Die begangenen Fehler dürfen nicht wieder
holt werden. Die Bolſchewiki in Petersburg, für deren Politik ich im
übrigen keine Lanze einlege, hatten das unſtreitbare Verdienſt, zuerſt
das Wort „Weltfrieden“ ausgeſprochen zu haben. Jhre Macht fußt auf
baldigen Frieden, nicht auf der ſogenannten proletariſchen Revolution.
Dieſe Art Preſſe iſt gemeingefährlich. Dem Bedenken des Abg. Gröber
über das Gouvernement Cholm ſchließen wir uns an. Die Polen müſſen
auch zu Worte kommen.

Abg. Senda (Pole): Durch dieſen Frieden hak man eine neue Teilung
Polens vollführt. Dieſes Gefühl herrſcht im ganzen Polenvolk. Das
Unrecht der zariſtiſchen Regierung wird wiederholt. Wir lehnen den
Vertrag ab.

Der Friedensvertrag wurde nach weiterer Ausſprache dem Haupt
ausſchuß zur Vorberatung überwieſen.

Aus aller Welt.
Mordztozeß. Zweibrücken, 19. Februar. Des Mordes an

dem Kaufmann Löwenthal aus Charlottenburg waren die Schuh-
warenfabrikanten aus Pirmaſens Heinrich und Otto Gebhardt be-
ſchuldigt. Otto Gebhardt wurde entſprechend dem Antrage des
Staatsanwalts zum Tode verurteilt. Sein Vater, Hein-
rich Gebhardt, wurde wegen Beihilfe zum Morde zu fünf JahrenZuchthaus und zehn Jahren Ehrverluſt verurteilt. Der Staatsanwalt

hatte für Heinrich Gebhardt 15 Jahre Zuchthaus beantragt.

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Nudeln. Von Freitag ab auf Marke 139 des Warenbezugs-

ſcheins 13 jede Perſon Pfund.
Grüne Heringe. Freitag früh in den einſchlägigen Ge'ſchäften aufrn 137 des Warenbezugsſcheines 13 jede Perſon etwa

Pfund, zum Preiſe von 65 Pf. pro Pfund, auf die Lebens
mittelſcheine Nr. 3001--7000 und 67 0001--0 000.

ringe. reitag, vormittag 28 12 Uhr: Nr. 21 001--24 500,e echm e 2—6Uhr: Nr. 24501-—28000 der Lebensmittel
ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon etwa 110 Gramm

zum Preiſe von 25 Pfg. hKaffeeErſatz-Mittel. Freitag, vormittag von *2812 Ahr.ß Nr. J ßer 500, nachm ttag von 2—6 Uhr: Nr. 24 501 bie
28000 der Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule. Jede
Perſon Pfund zum Preiſe von 75 Pfennig. Winderußt

Quark. Freitag auf den beſonderen Bezugsſchein für Kinder unver Lebensmittelſcheine Nr. 21001--28000 bei den Milch-
händlern Scharfe, Rudolf-Haymſtraße 35, Verkaufsſte
der Dimmritzer Molkerei, Merſeburger Straße 8, Verkaufs
ſtellen der Niemberger Molkerei, Beeſener Str. 1 (vorm
und Lindenſtraße 52 (nachm.). Jede Perſon z au
Abſchnitt 2 des Bezugsſcheins zum Preiſe von 30 Pfennig.



Die Vorgeſchichte Guropas.
VI. Die vorchriſtliche Eiſenzeit.

Vorträge von Dr. H. Hahne.
Direktor des Provinzialmuſeums zu Halle.

Ueberall auf der Erde iſt der Stein die erſte bedeu-
tungsvolle Werkzeughilfe des Menſchen und wo Kupfer
unter den natürlichen Bodenſchätzen iſt, gediegen (Amerika)
oder als Erze, folgte der Steinzeit als erſte Metallzeit eine

periode. Die Bronze und verwandten Legierungen
nd auf weiten Gebieten angewendet und nicht nur in Europa

iegt vor der Eiſenzeit eine Bronzezeit; ſo auch z. B. in Oſt
afien, Vorderaſien und Aegypten. Wir wiſſen noch nicht,
welcher urſächliche Zuſammenhang etwa beſteht zwiſchen den
Bronzezeitkulturen Aſiens, Nordafrikas und Europas, die
gleichzeitig zu ſein ſcheinen und deren Beginn vor 2000 v. Chr.
egt. Bei dem Beginn der Eiſen verwendung wiſſen wir
ſoviel wie ſicher, daß das neue Kulturmetall nicht vor 1500
in Aegypten (und Vorderaſien?) auftritt, um 1100 in Jtalien
und Griechenland und bereits um 1000 in erſten leiſen Spuren
auch ſchon in Nordeuropa; überall ſind es zuerſt Kleinig-
keiten in Schmuck und Geräten, die aus Eiſen beſteben, erſt
gegen 500 iſt in Europa die volle, vorchriſtliche Eiſenzeit
nachzuweiſen.

Die früheſte Eiſenzeit zwiſchen etwa 1000 und 500 wird
nach einem reichen bedeutſamen Fund in Salzkanmerqut
Hallſtatt-Zeit genannt; die volle vorchriſtliche Eiſenzeit ebenſo
Latene- Zeit nach einem keltiſchen (helvetiſchen) Seekaſtell im
Neienburger See.

Am Ende der Bronzezeit hatte ſich in Mittel- und Nord-
europa durch lange lebhafte Ausbreitung der Germanen be-
ſonders gegen den Rhein und gegen Südoſten, ferner durch
Erſtarken der vom Mittelrhein und Südweſten Deutſchlands
ausgehenden Kreiſes der Kelten eine neue bedeutſame
Gruppierung ergeben. Eine Folge waren Grenverſchie-
bungen und engere Berührung verſchiedener Kirlturkreiſe und
Völkergruppen und vor allem auch Handelsverbindungen zu

auf enmal alten Wanderſtraßen auch mit Weſtenropa,

Oberitalien und Griechenſand. Eine gewiſſe Sleichartig
keit auf dem Gebiete äußerer Kulturdinge, wie der Orna-
mentik, des Schmuckes, der Gefäßbildnerei iſt eine auffällige
Endfolge, die über größte altererbte Unterſchiede hin allen
Kulturgruppen einen gewiſſen Einheitsſtil („Kulturfirniß“)
verleiht. Der alte vornehme Formenſchatz der Bronzezeit
verflattert vor der billigen „Hallſtättiſchen“ Metallware mit
der auch das erſte Eiſen bis Skandinavien dringt; das hei
miſche Gewerbe übernimmt neue Anregungen, hie und da
entſtehen dabei wieder folgerichtige Typenreihen, aber der
Modewechſel überwiegt den aus handwerklichen Fortſchritten
erklärbaren allmähligen Formenwandel ſchließlich auch im
Norden: in dieſer erſten Weltverkehrszeit zwiſchen 1000 und
500 v. Chr. Gegen 500 beginnt die keltiſche Gruppe, die
bei ihrer Ausbreitung bald in Südfrankreich (4.--5. Jahrh.
v. Chr.) und Spanien mit dem Mittelmeerkreis, zumal den
griechiſchen Kolonien in Berührung kam, ihre mächtige Rolle
in der europäiſchen Frühgeſchichte zu ſpielen. Die Eroberung
Jtaliens, der Balkanländer und bis nach Kleingſien hinein
(4. Jahrh.) geben dem keltiſchen Kulturkreis ſtärkſte An
regungen. Jahrhunderte langes feindliches und friedliches
Nebeneinander mit den Germanen erklärt vielerlei gegen-
ſeitige Beeinfluſſungen dieſer beiden Hauptaruppen. Archäo
logiſch ſind die Kulturbeziehungen ebenſo wie die Germanen-
Kelten-Grenzen ſehr klar feſtzuſtellen und ſomit die Tat-
ſache, daß die Kelten niemals weſentlich über die Rheinge-
biete vorgedrungen ſind, ebenſowenig über die dentſchen
Mittelgebirge, daß aber der Vorſtoß der Germanen, der in
der Pömerzeit vollendet iſt. ſchon in der Keltenmzeit begann.

Jn dem letzten Jahrtauſend v. Chr. mehren ſich die Mög-
lichkeiten zur geſchichtsſablenmäßigen An'ſetzung auch von
Erſcheinungen bis zum hohen Norden. Für die Steinzeit
war außer dem erdgeſchichtlich gewonnenen „Datum“ die
Zeit um 5000 (Muſchelhaufenzeit“) nur die Zeit ihrer letzen
Erſcheinungen in Mittelenrova (Spiralkeramik) durch Glei-
chungen, die von Acayvien über Troja geben, greifbar; um
2000 v. Chr. Für die Bronrezeit ſind ſchon feſtere und mehr
Punkte vorhanden, ſo für die Zeit um 1400 (Avenhotep IV.,
gewiſſe Myfenäfunde, Perjode III der germaniſchen Bronze-

zeit): dann zunehmend in dichterer Folge, bis von etwa 1000
ab durch Beginn der füdeuropäiſchen Geſchichte die Zeit
gleichungen ſo reich werden, daß für die vorchriſtliche Eiſen
zeit alle Einzelgruppen zeitlich gut angeſetzt werden können.
Auch die für die Urzeit und frühe Vorzeit vielfach noch ſtark
vorläufigen Bezeichnungen der Völkergruppen gewinnen in
der europäiſchen Frühzeit ſchnell an Sicherheit. Die kultur-
archäologiſche Methöde trägt nunmehr ſehr viel Einzelheiten
in das vor der „Geſchichte“ erſt noch ſehr grobgezeichnete Bild,
verbeſſert allerlei althergebrachte Märchen (ſo das der Kelten-
herrſchaft im Norden) und ſieht die Richtigkeit ihrer Arbeits
weiſen hundertfach beſtätigt durch nun geſchichtlich nachprüf-
bare archäologiſch gewonnene Gleichungen zeitlicher, kultu-
reller und völkiſcher Art.

Für die Hallſtattzeit bezeichnend ſind die völkiſch un
klaren Funde von Hallſtatt ſelbſt, die mohreren Jahrhunderten
von vor 1000 bis gegen 600 angehören. Neben italiſchen
Metallarbeiten, typiſchen Schwertern aus Bronze und Eiſen
(mit chargkt. Einkerbung unter dem Griff) und den vielge-
ſtaltigen Gewandhaften, tritt die Topfware zurück. Jm
reinkeltiſchen Kreis Südweſtdeutſchlands fällt die ſchöne bunte
Topfware auf, im keltiſchgermaniſchen Grenzbezirk, zu dem
die Gegend von Halle gehbört, ſind die Töpfereiformen noch
vom bronzezeitlichen illyriſchen (Lauſitzer) Formkreis beein-
flußt. Halle- Giebichenſtein erhält um 800 ſeine erſte ſtarke
(keltiſche) Beſicodlung, offenbar der Salequellen halber
(Skelette mit Wendelbalsreifen und Steigbügel-Arm-
reifen. Rätſelhafte Tonzylinderfunde).

Jm Germanenkreiſe überwiegt noch lange die alte
Bronzezeitformacbung. Ueberall werden hier die Leichen
verbrannt Zwei große Sondergruppen bilden ſich
jetz deutlich aus: Weſt- und Oſtgermanen: zu den Weſtger-
manen der Harzgegend gehören die merkwürdigen Hons-
urnen, zu den Oſtgermanen die Geſichtsurnen. Große Züge
von Urnenfriedhöfen weiſen auf feſt datierbare Wanderungen
hin (Eſbgermanen, Oſtgermanen), die dann bald mit hiſto-
riſchen Namen zu belegen ſind in den folgenden Johrhunder-
ten der Latene-Deit, wenn neben und noch den Kelten die
Germanen auf die Bühne der Weltgeſchichte treten.

J t

Bekanntmachung Bekanntmachung. re ſie
z fü z Die Lieferung von Papier, Schreibmaterialien undüber den Abſatz und die Preiſe für Mutterſäfte, onſtigen Bürotedarf für das Rechnungsjahr 1918 ſoll T für Damen und Kinder T In unſerer Reparaturwertſtatt

und Fruchtſirupe. unter den im Zentralbüro, Rathaus, Zimmer 15, ein J in allen Weiten, 8 werden für dauernde Arbeit eingeſtellt
Auf Grund der Verordnung über die Verarbeitung zu ehenden Bedingungen vergeben werden. 8 5 fvon Gemüſe und Obſt vom 23 Januar 1918 Reichs Der Bedarf ſellt ſich auf etwa: 2 trümp e Kesselschmiedck

Geſetzbl. S. 46) geben wir bekannt: Bogen S 2 in u. 2A. 20 Schreibpapier, Seide, f. Damen, Herren1. Soweit ſich Fruchtſäfte (Mutterfäfte und Fruſht *93999 argentre ahher n c Sedan 1Eisendreher,
ſirupe) aller Jahrgänge bereits im Groß und Kleinhan- 990 Packpapier pier, g e Ej 7 hbel vefinden, bleibt ihr Abſag frei. 7 ültendeikel verſchtedener Farbe im Kaufhaus 1 Eisenho er,

2. Alle anderen Fruchtſäfte (Mutterſäfte und Frucht 550 Löſchlarton.. e Ian Leipziger Rſirupe) dürfen bis auf weiteres nur mit unſerer beſon 9909 Stück Bunt, und Tintenſtiſte Str. 87 1 Eisengießer welcher ſelb
dere Den (Mutteriäft d 709 Federhalter tet H080 900909 ſtändig arbeitet.eim atz aller Fruchtſäfte utteriäfte un 7 igfumeſt g. 153 88 2die unter B. feſtgeſetzten Preiſe 900 W V läge, 400 mm lang, 155 mm br Wohnungen ſind vorhanden.
nicht überſchritten werden. 16 600 Briefumſchläge, 370 mm lang, 140 mm br b Awfs e van g Ghckrowerke Abtiengesellschaf8000

167 00

135 700

71 300

I. Beim Abſatz durch den Herſteller für je 100 kg.

a) Mutterſäfte:
Mark

1. Brombeer-, Erdbeer-, Himbeer- u. Preißel-

Beermutteriaf t 236192. Kirſchmutterſaft 24 2053. Johannisbeer- und Stachelbeermutterſaft 249.65
4. Heidelbeermutterſaft 237.

b) Fruchtſirupe:
1. Brombeer, Erdbeer-, Himbeer u. Preißel-

beerſirup (40 Teile Mutter aft und 60 Teile

Außerdem Schreidmaſchinenpapier,
bunte Tinte, Stempelfarben, Siegellack, Heftzwirn uſw.

Angevote ſind unter Veifügung oppelter Proben
um rehend, ſpäteſtens bis 14. März 1918, nachmittags

Brie'umſchläge, 355 mm lang, 125 mm pr. F

(Größe III
Briefum'hläge, 195 mm lang, 130 mm br.
(Grö e 1V),
Briefumſläge, 1850 mm lang, 115 mm br.Größe V)., Eirgang Schuiſtraße

rietumſchläge, 155 mm lang, 125 mm br.
(Gröze VI).

Linienblätter,
üüdnn iſidinn

Jucker)d 174 681 U im Jentralhüro abeugeben. in groz. Auswahl, empfiehlt2. Himbeerſirup (35 Teile Mutterſaft und Auswärline Firmen werden nicht berückſichtigt. 497] D. pfieh
65 Teile Zucker d. e 168.25 Halle, am 19. Februar 1918. Landwehrſtraße 21. Dr. H. Hahne, Direktor des Prov.-Mus.

3. Kirſchſirup: Der Magiſtet.

ILL
Post Zschornewitz,

Bez. Halle. [904

landesverein für Vorgeschöohte.

Die Montags-Vorträge finden vom 18. Fe-
a) 40 Teile Mutterſaft zu 69 Teilen Zucker 178.05
b) 35 Teile Mutterſaft zu 65 Teilen Zucker 171.

4. Johannisbeer- und Stachelbeerſirup (40
Teile Mutterjaft zu 60 Teilen Zucker) 180.25

5. Heidelbeerſirup (40 Teile Mutterſaft zu

60 Teilen Jucker d 175 20Die Herſtellerpreiſe verſteßen ſich ausſchließlich Ver-
packung ab Station des Erzeugers.
II. Beim Abſatz an die Kleinhändler (Großhandelspreiſe)

für je 100 kg. Nerkar

I I

Fernsprecher 5407 IIAIIE Gr. Virichstraße 27
1. Brombeer--, Erdbeer, Himbeer- u. Preißel-

beerſirup (40 Teile Mutterſaft zu 60 Teilen Zucker) 201.10
2. Himbeerſirup (35 Teile Mutterſaft zu

65 Teilen Zuckerd 190503. Kirſchfirup (40 Teile Mutterſaft zu 60 Tei-

len Zucker 204 754. Kirchſirup (35 Teile Mutterſaft zu 65 Tei-
len JZücker d.

5. Johannisbeer- und Stachelbeerſirup (40
Teile Mutter aft zu 60 Teilen Zucker) 207.30

6. Heidelbeerſirup (40 Teile Mutterſaft zu 60

Teilen Zucker 201III. Beim Abſatz durch die Kleinhändler
an die Verbraucher (Kleinhandelspxeis) für t t

ar

1. Brombeer, Erdbeer-, Himbeer-, Preißel-
beer, Kirſch, Jotzannisbeer, Stachelbeer- und
e rerßrup 40 Teile Mutterſaft zu 60 Teilen

ucderd2. Himbeer und Kirſchſirup (35 keile Mutter

ſaft 65 Teilen Juckerd. 2eim Abſatz der 40 prozentigen in Apotheken in
Mengen von 100 g und weniger dürfen für je 10 g 2,8 Pf.
gerechnet werden.

Für den Verkauf in Flaſchen, die einen halben bis
zwei Liter enthalten, darf ein Aufſchlag bis zu 0.65 M.
für die Flaſche erhoben werden. Für kleinere Packungen
iſt ein entſprechend geringerer Aufſchlag zu berechnen.

IV. Die vorſtehenden Preiſe für Mutterſäfte und
Sirupe gelten zugleich als Grundpreiſe für andere aus
Mutterfäften und Sirupen hergeſtellte Erzeugniſſe.

V. Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer
Verkündung in Kraft.

Berklin, am 4. Februar 1918.
Kriegsgeſellſchaft für Obſtkonſerven u. Marmeladen m. b. H.

Klein. Dr. Lehmann.

96.65

2.55

e

Bekanntmachung.
Unter dem Pferdebeſtande des Kohlenhän lers und
rwerksbeſitzers Herrn Karl Rechenberg hier, Kruken-

rgſtraße 23, iſt die Räude ausgebrochen.
Halle, am 19. Februar 1918.

Die Polizeiverwaltung.

rn

Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

1 a e Zeitschrift zur Verfechtung der In-Die Gleicimheit teressen der schaffenden Frau.

Einzelnummer 10 Pf.
Wochenschrift, enthaltendIn freien Stunden spannende Romagne und in-

teressante Erzählungen für jede Arbeiterfamilie. Wöchentlich
eine Nummer zum Preise von

Der Wahre Jacob
Nummer

Ius!rierte politisch-satirische
Wochenschrift, die einzelne

7 15 Pf.Berliner Illustrierte Zeitung

Einzeinu mmer 10 Pf.Arbeiter Gesundheits-Bibliothek
her ausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 ver-

schiedene Bändchen a 20 h.Dokumente zum Weltkrieg
Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliotheh
der beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Moden eltung Frauenzeitung Praktische Damenmode
Hausschneiderei/Sonntagszeitung/ Deutsche Modenzeitung

e

t e eeeeneeeceerececceeccccencceenercecſſſnnnm

15 Pf.

bruar 1918 an abends 8/, Uhr im Auditorium
Maximum der Universität statt, nicht mehr
im Hörsaal des Provinzialmuseums. [880

Thalià Säle.
Sonnabend, den 23. Febr., pünktlich 8 Uhr

Volkstümlicher

Kammermusik- Abend.
Ausführende:

Leipziger gen für volks-tümliche Kammermusi
Frau Aline Sanden, Mitglied der l. eipa ges

Oper (Gesang). [898Leitung: Konzertmeister Heinr. Schachtebeck.
Haydn, Kaiserquartett. Morzart, Lieder. Mozart,
Klarinettenquintett. Beethoven, Lieder. Beet-

hoven, Streichquartett A-Dur op. 18 Nr. 5.
Ritter-Flügel.

Volkstümliche Preise: Sperrsitz 1 M, Offener
Platz 50 Pf. Karten in der Hofmusikalienhandlun
von Heinrich Hothan u. i. Arbeltersekretariat,

Harz 4244.

Jdie Gleihhet d. Nhonlet
Freitag, den 22. Februar

laualdemokratſde frauenzeitung Anfang 7 Uhr Ende 11 Uhr

r. 8 Die Walküreeingetroffen. z Oper von Richard Wagner.
Sonnabend nachm. Maria

Stuart, abends: Das Drei
mäderlhaus.

ſam Mhenldſ

III
Sonntag, den 24. Febr. 1918

abends 71/, Ühr: 905

Buchhandlung Volksstimme

Halle, Gr. Ulrichstraße 27

III Le III

Alte, abgeipielte auch
511] zerbrochene

kauft zu feſtgeſetzten

es

Preiſen ohne Gegenkauf Penſion Schöller
Gustav Unlig Schwank von Jakobi u. Laufs

Uhren u. Muſikwerke,
untere Leipziger Str.

Sonntag geöffnet von 39 bis
9,30 Uhr vorm. und mittags

von 11,30 bis 1,30 Uhr.

verkauft Greu ich,Schrank Zurtelhſereßert

De
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Beilage ur Volksſtimme.
Nr. 44.
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Halle, Donnerstag den 21. Februar 1918.
ganz u

Halle und Saalkreis.
Salle, 21. Februar 1918.

S IITT

Großhandels Manöver.

Gegen die Genoſſenſchaften in jeder Form.
Die Vertreter des Handels ſind in den letzten Monaten krampf-

haft bemüht, ihre Tätigkeit als unentbehrlich und volkswirtſchaft
lich ſegensreich nachzuweiſen. Bei dieſem Bemühen kommt ihnen
der Wirrwarr in unſerer Lebensmittelverſorgung ſehr zu Hilfe,
und es ſchwillt ihnen bereits der Kamm ſo ſehr, daß ſie alle un
liebſamen Mitbewerber auszuſchalten ſuchen.

Beſonders der Großhandel erhebt den Anſpruch auf Allein-
herrſchaft auf dem Gebiete der Warenverteilung, und erklärt er
ſich für den alleinigen Erretter aus den Nöten unſerer Waren
beſchaffung und Warenverteilung. Daß er die Konſumvereine und
die Großeinkaufsgeſellſchaft bis aufs Blut bekämpft, iſt ſelbſt
verſtändlich. Ebenſo ſcharf weiſt er aber auch das Beſtreben der
Genoſſenſchaften, der Kleinhändler, der Kleinhandwerker und der
Landwirte zurück, das darauf hinausläuft, ſich vom Großhandel
mehr oder weniger unabhängig zu machen.

Der Zentralverband des deutſchen Großhandels hat eine be
fondere Genoſſenſchaftskommiſſion eingeſetzt, die dieſe Frage be
handeln ſoll. Es dreht ſich darum, der Bildung von Einkaufs-
genoſſenſchaften, Rohſtoffgenoſſenſchaften und landwirtſchaftlichen
Verwertungsgenoſſenſchaften entgegenzuarbeiten. Die Kommiſſion
iſt ſich, wie berichtet wird, darüber einig, daß beſonders der Verſuch
der Materialverſorgung des Handwerks durch Genoſſenſchaften das
Handwerk in ſehr ſchwierige Verhältniſſe führen müſſe, da die
Wettbewerbsfähigkeit des Handwerks abhängig ſei von einem engen
Zuſammengehen mit dem Handel. Die Ausſchaltung des ſach-
verſtändigen Handels bei der Bewirtſchaftung der Ernte würde
unſer ganzes Ernährungsweſen in Frage ſtellen, da die völlige
Neuorganiſation auf Grundlage von zu bildenden Zwangsgenoſſen-
ſchaften ein Experiment darſtelle, deſfen Mißlingen mit Sicherheit
vorauszuſehen ſei. Der Zentralverband des Deutſchen Groß-
handels will deshalb alle Handelskreiſe zu gemeinſamem Ppyoteſt
gegen die drohende Gefahr auffordern und den dringenden An
trag bei den beteiligten Reichsſtellen einreichen, daß künftig der
Zentralverband und die jeweils ſachverſtändigen Spezialverbände
des Handels Gelegenheit erhalten, an allen Aenderungsvorſchlägen
von vornherein mitzuarbeiten, da es gänzlich unmöglich ſei, die
richtige Organiſation zu finden, wenn man die ſachverſtändigen
Handelskreiſe entweder überhaupt nicht oder erſt dann frage, wenn
die behördlichen Vorſchläge bereits ſo weit vorgearbeitet ſind, daß
nur noch die formelle Zuſtimmung oder Ablehnung in Frage
kommt.

Vor ausſichtlich wird ſich nach dem Krieg ein erbitterter Kampf
abſpielen zwiſchen dem Großhandel und den Genoſſenſchafken, die
ſich beim Einkauf und Verkauf der Waren auf eigene Füße ſtellen
wollen.

Es Peſteht bekanntlich in den Kreiſen der Erzeuger und Ver
braucher ein unhemmbarer Drang, die unnötigen und deshalb
ſchmarotzerhaften Zwiſchenglieder auszuſchalten, um an Koſten zu
ſparen. Die Landwirte ſind der Meinung, daß ſie ihre Bedarfsartikel,
wie Maſchinen, Düngemittel, Saatkorn uſw., auf genoſſenſchaft
lichem Wege preiswürdiger und ſachgemäßer beziehen und daß ſie
ihre Erzeugniſſe mit Hilfe einer Genoſſenſchaft vorteilhafter ver-
werten können, als wenn ſie ſich der Händler bedienen. Die Hand-
werker glauben ebenfalls, daß ſie die benötigten Rohſtoffe auch
ohne Vermittlung des verteuernden Zwiſchenhandels kaufen können
und ihren Vorteil dabei finden werden. Auch die Kleinhändler
wollen ſich durch Gründung von Einkaufsgenoſſenſchaften dem Groß-
handel gegenüber unabhängiger machen. Und was die Konſum-
genoſſenſchaften angeht, ſo ſind dieſe ſchon längſt darauf aus, den
Handel ſoviel wie möglich auszuſchalten.

Der Großhandel wird ſomit einen ſchweren Stand haben, wenn
er ſeine Stellung im, Wirtſchaftsleben aufrechterhalten will; auf die
Dauer wird er zweifellos ſein Spiel verlieren, denn die Entwick-
lung zum genoſſenſchaftlichen Warenaustauſch unter Ausſchaltung
des privaten Handels läßt ſich nicht hemmen.

xkm=„|p2

2. Jahrgang.
Die Lampe des armen WMannes.
Von ſachkundiger Seite wird uns geſchrieben:
Die Lampe des armen Mannes bleibt nun einmal die Petroleum

lampe, und alle moderne Technik der Gas und Elektrizitätsbeleuchtung
hat daran wenig geändert. Es gibt daher für die lichtarme Zeit keine
größere Sorge in den weniger begüterten Bevölkerungskreiſen als die
Sorge um genügendes Petroleum. Denn Licht bedeutet zugleich Ar-
beitsmöglichkeit, und wenn das Petroleum fehlt, müſſen ſoundſoviel
Arbeiten eingeſtellt, zurückgeſtellt oder ganz aufgegeben werden, und
Einſchränkungen des Verdienſtes oder der dringendſten Hausarbeiten
ſind die Folge. Durch den Krieg ſind dieſe Fragen der Beleuchtung zu
einer beſonderen Lebensfrage geworden.

Es iſt bekannt, daß wir das weitaus meiſte Petroleum aus den
Vereinigten Staaten bezogen haben und nur verhältnismäßig kleine
Teile aus Galizien und Rumänien. Der Krieg hat die Schwierigkeiten
der Petroleumverſorgung aber auch noch auf eine andere Art vergrößert,

für andere Zwecke notwendiger gemacht hat als für die Beleuchtung.
Das Rohöl wird jetzt in der Hauptſache benutzt zur Herſtellung ſoge-
nannter Marineöle, das heißt, zu Heiz- und Schmierölen für unſere

weil er die Verarbeitung des Rohöls, wie es aus der Erde kommt,

Selbſt mitarbeiten!
Mit vollem Kecht iſt man empört über die Kriegshetze
der annexioniſtiſchen Heimkrieger, die den Krieg ver
längert, über den Wucher, der den ſchwer leiden
den Volksmaſſen das Mark aus den Knochen ſaugt.
Tut denn aber auch ſeder, was in ſeinen Kräſten ſteht,
um dieſen veröerblichen Erſcheinungen zu begegnen?
wie viele, die klagen und kritiſieren, tragen ſelbſt
zur Verſchärfung der Mißſtände unbewußt
bei, indem ſie diejenige Preſſe leſen und ſtärken,
die an dieſen Mißſtänden ſchonenö vorbeigeht.
wer will, daß die hinderniſſe des Friedensſchluſſes aus
dem Wege geräumt, daß den Volksausbeutern das
handöwerk gelegt weröe, muß ſelbſt mitarbeiten!
Zum allermindeſten muß, wer das will, die Feitungen
leſen, die für den Frieden und die volks-
wohlfahrt kämpfen. Eine ſolche Feitung iſt die

„Volksſtimme“
Leſt ſie, verbreitet ſſe, verſchafft ihr noch größeren

Einfluß unö ihr dient euch ſelbſt.

2

waren.
Aus dieſem Rückgang der galiziſchen Rohölproduktion und aus der

ſtärkeren Notwendigkeit, Heiz- und Schmieröle zu produzieren, iſt die
Regierung

Es verſteht ſich,
daß ſeit Jahren die ſämtlichen Oele beſchlagnahmt und rationiert ſind,
und die Petroleumkarte iſt der ſichtbare Ausdruck dieſer Maßnahme.
Man hat auch verſucht, mehr Oel herbeizubekommen, aber die Schwie-
rigkeiten waren nicht zu überwinden. Wir müſſen uns alſo aus Inter
eſſen der Kriegführung, ob wir wollen oder nicht, der bitteren Not
wendigkeit fügen, in dieſem Winter noch weniger Petroleum als in den

ſtarke Petroleumknappheit in dieſem Winter zu erklären
und Kommunalverbände können nichts daran ändern.

früheren Wintern zur Verfügung zu haben.

kleinere Mittel verſucht, zu helfen.

Lande gute Dienſte leiſtet.

UBoote. Mit der wachſenden Zahl unſerer U-Boote und durch die
Erklärung des verſchärften U-Boot-Krieges iſt der Bedarf an Heiz und
Schmierölen außerordentlich geſtiegen, und hinter dieſe Kriegsnotwendig-
keiten hat alles andere zurücktreten müſſen, auch die Produktion von
Leuchtöl (Petroleum). Es kam ferner hinzu, daß die galiziſche Erdöl-
produktion nicht nur in den Zeiten des ruſſiſchen Einfalls enrom zurück
ging und dem Markt der Mittelmächte entzogen blieb, ſondern daß auch
gerade in dieſem Herbſt und Winter die galiziſche Erdölproduktion ſtark
zurückgegangen war, weil die Quellen weniger ergiebig als früher

Das Reichswirtſchaftsamt hat in den letzten Wochen noch durch
Die ihm unterſtellte Zentralſtelle

für Petroleumverteilung hat eine ſogenannte Sparlampe zur Ver-
fügung geſtellt, die einen ſehr geringen Petroleumverbrauch beſitzt und
als Notbehelf der Bevölkerung in den kleinen Städten und auf dem

Außerdem ſollen im Laufe des Monats
Februar größere Mengen Kerzen den Kommunalverbänden durch die
Zehtralſtelle für Petroleumverteilung zur Verfügung geſtellt werden.

Die wichtigſte Maßnahme aber iſt, daß das Reichswirtſchaftsamt kei-
nerlei Petroleum mehr durch den Handel verteilen läßt, ſondern aus
ſchließlich durch die Kommunalverbände. Es hat ſich nämlich auch auf
dieſem Gebiete gezeigt, daß ſelbſt durch die Rationierung es Handels
der Mißbrauch und die ungerechte Abgabe pon Petroleum nicht gänzlich
ausgeſchloſſen wurde.

Man hofft, durch die angeführten Hilfsmittel die neuen Schwierig-
keiten bis „auf ein geringes Maß zu überwinden. Aber, wo es nicht
geht, wird ſich die Bevölkerung gerade in dieſem Falle ſagen müſſen,
daß reine Kriegsnotwendigkeiten die Urſache der Not ſind.

Unzureichende Belieferung der Kriegsküchen. In der letzten
Zeit ſind in verſchiedenen Orten Klagen über mangelhaftes Eſſen in den
Kriegsküchen geführt worden, die deshalb auch nicht den Zuſpruch haben,
den ſie in der jetzigen Zeit haben müßten. Woran das liegt, zeigt uns
nachſtehendes Rundſchreiben, das in Berlin unter den Gäſten der
Kriegsküchen verteilt worden iſt: „Die Quolitäten der Materialien, die
wir erhalten, werden mit der längeren Dauer des Krieges immer
ſchlechter, die Auswahl geringer. Wir ſind gezwungen, um überhaupt
unſeren Bedarf zu decken, alles abzunehmen, was man uns liefert. Aus
ſtellungen über unzureichende Qualität werden gar nicht berückſichtigt,
und wenn wir auf ordnungsgemäße Lieferung beſtehen, laufen wir
Gefahr überhaupt nichts mehr zu erhalten. Die Fettmengen, die uns
zugewieſen werden, ſind immer knapper geworden; Gewürze ſind kaum
mehr aufzutreiben und Erſatzgewürze ſind wenig ſchmackhaft. Die Be
lieferung von Gemüſe beſchränkt ſich hauptſächlich auf Kohlrüben und
Waſſerrüben; hingegen ſind Rotkohl, Mohrrüben, Weißkohl, Sauerkohl,
Fiſche, Hülſenfrüchte gar nicht zu bekommen, ſelbſt Graupen nur in
kleinen Mengen.“ Das ſind wirklich unerhörte Zuſtände in einer Zeit,
in der nach dem Geſtändnis offiziöſer Blätter hunderttauſende Schleich-
händler exiſtieren, denen gute Nahrungsmittel in reichlicher Menge
zugeführt werden.

Beſtrafle Höchſtpreisüberſchreilung. Nach Mitteilung des Erſten
Staatsanwaltes iſt gegen die Obſthändlerin Anna Winter geb. Merkel,
Große Steinſtraße 11 und Helene Pfeiffer geb. Bottich, Nikolaiſtraße
ſowie gegen den Obſthändler Hermann Eube, jetzt in Merſeburg, Land
ſturmJnfanterie-Erſatz-Bataillon IV 25, durch rechtskräftigen Straf-
Birnen eine Geldſtrafe von je 30 M. oder 6 Tage Gefängnis feſtge
Birnen eine Geldſtrafe von ze 30 M. oder 6 Tage Gefängnis feſtge
ſetzt worden.

Vorſchriften über Briefpapiere zur Papiererſparnis. Die Reichs
kommiſſion zur Sicherſtellung des Papierbedarfs hat Vorſchriften über
Einſchränkung der Formate und Gewichte bei der Herſtellung von
Briefpapieren, Briefumſchlägen, Briefſchachteln und Briefblocks erlaſſen.
Hinfort dürfen Briefpapiere für den Privatgebrauch nicht größer als
15 20 Zentimeter (Blattgröße des gefalzten Bogens) und nur aus
Papieren hergeſtellt werden, deren Quadratmetergewicht 70 bis 90
Gramm beträgt. Geſchäftsbriefumſchläge dürfen nur in weiß und
fünf Farben, gelb, braun, blau, grün, grau (aber nicht meliert oder
gefaſert) hergeſtellt werden. Das zum Verpacken der Briefumſchläge
erforderliche Papier darf nicht ſchwerer als 865 Gramm per Quadratmeter
beſtellt werden. Die Erzeugung von Briefumſchlagfutter-Seidenpapier
iſt verboten; die Erzeugung von Briefumſchlägen mit Papiereinlage
wird nach Aufarbeiten der derzeitigen Vorräte eingeſtellt. Die Jnnen-
ſeite der Briefſchachteln darf weder mit Papier bezogen noch beſtrichen
oder bedruckt ſein. Briefſchachteln (mit Ausnahme der Kartenkäſten
mit ſtehenden Karten) dürfen nicht höher als 45 Millimeter ſein. Brief-
ſchachteln, auch ſogenannte „Packungen“ aus dünnerem Kartonpapier,
dürfen nicht mehr als höchſtens 25 Bogen oder Blätter oder Karten
und Briefumſchläge enthalten. Sogenannte Luxusſchachteln (Phantaſie-
ſchachteln mit mehreren Sorten Briefbogen und Briefkarten) ſind ver-
boten. Briefblocks dürfen nicht mehr als 50 Blätter enthalten. Vor
rätige und in Arbeit befindliche Papiergrößen und Gewichte ſollen auf-
gearbeitet werden.

Der Schnapsausſchank an Militärperſonen wieder erlaubt.
Der ſtellvertretende kommandierende General des 4. Armeekorpe
hat ſeine Bekanntmachung vom 5. März 1915 betr. die Beſchränkung
des Gaſt- und Schankwirtſchaftsgewerbes wieder aufgehoben. Dieſe
Bekanntmachung beſtimmte, daß in Gaſt und Schankwirtſchaften an
Militärperſonen aller Dienſtgrade weder auf eigene Beſtellung noch
auf Veranlaſſung anderer Perſonen Alkohol in Form von Branni
wein, Likören, Rum, Arac, Kognak oder aus dieſen Stoffen bereitete
Getränke verabfolgt werden dürfen.

Ueber die kommende Reichskleidung bringt die Fachzeitung für
Schneider und Wäcſchearbeiter einen längeren Artikel, in dem ausge-
führt wird, daß die Maſſenaufträge an Zivilbekleidungsſtücken, die von
der Reichsſtelle als Großunternehmer des Schneidergewerbes der Pri-
vatinduſtrie in Auftrag gegeben, jetzt zu einem großen Teil fertiggeſtellt
worden ſeien. Es handle ſich um hunderttauſend Kleidungsſtücke. Die
Belieferung der kommunalen Verteilungsſtellen habe bereits begonnen.
Das Blatt führt an, daß die Anſchaffung der Reichskleider für den
Verbraucher eine ziemlich koſtſpielige Sache ſein würde, denn der Preis
aufſchlag durch den Händlergewinn plus Verteilungsſpeſen der Gemein-
den betrage in vielen Fällen 25 Prozent des Herſtellungspreiſes. Be-
mängelt wird an der Männerkleidung, daß ihre Form oft zu wünſchen
übrig laſſe. Die Konfektion habe geſchmackvolle, moderne Faſſons ge
liefert, das Handwerk habe zum Teil verſagt, denn die Arbeiten ſeien

das Abenteuer der Keuſahrönacht.

13] Novelle von Heinrich Zſchokke.
10.

Jm Tanzſaale neben dem Spielzimmer hatte Philipp,
der gefürſtete Nachtwächter, ſoeben von ſeiner Sackuhr ver
nommen, daß es Zeit ſei, ſich zum Findemich bei der Grego-
rienkirche einzuſtellen. Er ſelbſt war froh, ſeinen Purpurtalar
und Federhut an den Subſtituten zurückzugeben, denn ihm
ward unter der vornehmen Maske nicht wohl zumute.

Wie er eben die Tür ſuchte, um ſich davon zu ſchleichen,
kam ihm der Neger nachgetreten und ziſchelte ihm zu. „König-
liche Hoheit, Herzog Hermann ſucht Sie allenthalben
Philipp ſchüttelte ärgerlich den Kopf und ging hinaus; ihm
nach der Neger. Wie ſie beide in das Vorzimmer traten,
flüſterte der Neger: „Bei Gott, da kommt der Herzog!“ und
mit den Worten machte ſich der Schwarze wieder eilfertig in

den Saal zurück. eEine hohe, lange Maske trat mit ſchnellen Schritten gegen
Philipp auf und rief: „Halten Sie einen Augenblick; ich habe
mit Jhnen ein Wörichen abzutun. Fch ſuche Sie ſchon lange.

„Nur geſchwind,“ entgegnete Philipp, „denn ich habe keine

Zeit zu verlieren.“ ß„Jch wollte, ich müßte keine mit Jhnen verlieren. Jch
abe Sie lang genug geſucht. Sie ſind mir Genuatuung ſchul-
dig. Sie haben mir blutige Beleidigung zugefügt.

„Daß ich nicht wüßte.“
„Sie kennen mich nicht?“ rief der Herzog, und zog die

Larve ab: „Nun wiſſen Sie, wer ich bin, und Jhr böſes
Gewiſſen muß Jhnen das Uebrige ſagen. Ich fordere Genug-
tuung. Sie und der verfluchte Salmoni haben mich betrogen.

„Davon weiß ich nichts!“ antworte Philipp.
„Sie haben die ſchändliche Geſchichte im Keller des Bäcker

Kalt an meiner Perſon vergriffen.
„Kein wahres Wort.“

die Sie mit mir ſpielten.“

Jch habe an Jhren Händeln keinen Teil gehabt.

König.“

zu gehen.“

müſſen.

lichen Prinzen, und ward dodurch mutiger.

führen.

zweiflung, und ſchleuderte den Herzog zurück.
„Zum König!“ antwortete der Herzog wütend.

Gaſt begegnet.“
„Gut!“ ſagte Philipp, der ſich dicht mehr zu

mädchens angeſtellt. Auf Jhr Anſtiften hat ſich der Oberſt

„Wie, kein wahres Wort? Sie leugnen? Die Mar
ſchallin Blankenſchwerd hat mir erſt vor wenigen Minuten
alles entdeckt. Sie war Augenzeugin bei der Geiſterkomödie,

„Sie hat Jhrer Durchlaucht ein Märchen aufgebunden.
Wenn Sie

Geiſterkomödien mit ſich ſpielen ließen, war es Jhre Schuld.“
„Jch frage Sie, ob Sie mir Genugtuung geben wollen?

Wo nicht, ſo mache ich Lärm. Folgen Sie mir auf der Stelle
zum König. Entweder Sie ſchlagen ſich mit mir, oder zum

„Jhre Durchlaucht.. ſtotterte Philipp verlegen: „Jch
habe weder Luſt, mich mit Jhnen zu ſchlagen, noch zum König

Das war Philipps voller Ernſt; denn er fürchtete die
Larve abziehen zu müſſen und in empfind'iche Strafe wegen
der Rolle zu fallen, die er wider ſeine Abſicht hatte fpielen

Er machte daher gegen den Herzog allerlei Aus-
flüchte, und ſah nur immer nach der Tür, um irgend einmal
den Augenblick erwiſchen und davon ſpringen zu können.
Der hingegen merkte die Aengſtlichkeit des vermeint-

Er nahm zuletzt
den armen Philipp beim Arm, und wollte ihn zum Saal

„Was wollen Sie von mir?“ rief Philipp in Ver-

„Er ſoll
hören, wie ſchändlich man an ſeinem Hofe einem fürſtlichen

helfen

ich den Zettel bei mir, auf welchem Sie dem Bäckermädchen
eigenhändig die Verſicherung ausſtellten

„Poſſen! Larifari!“ erwiderte der Herzog: „Das war
einer von den Späßen, den man wohl mit einem dummen
Bürgermädchen treibt. Zeigen Sie ihn nur dem König. Jch
werde mich darüber ausweiſen.“

Jndeſſen ſchien es dem Herzog doch mit dem Ausweiſen
nicht gar Ernſt zu ſein. Er drang gar nicht weiter darauf,
Philippen zum König zu führen, und das war dem Philipp
ſchon recht; deſto ungeſtümer beſtand der Herzog darauf,
daß ſie beide in den Wagen ſitzen, und, der Himmel weiß
wohin, fahren wollten, um die Ehrenſache mit Piſtolen und
Säbeln abzutun. Das war nun dem bedrängten Philipp gar
nicht gelegen. Er ſtellte dem Herzog alle böſen Folgen dieſes
Schrittes vor. Jener aber in ſeinem Grimme ließ ſich durch
nichts in ſeineft Verlangen abwendig machen; verſicherte, er
habe ſchon Fürſorge für alles getroffen, und werde nach Be
endigung ihres Geſchäfts noch in der Nacht abreiſen.

„Wenn Sie nicht,“ fuhr der Herzog fort, „der feigſte
We in Jhrem Lande ſind, ſo folgen Sie mir zum Wagen,

rinz.“
„Jch bin kein Prinz!“ antwortete Philipp, der ſich zum

Aeußerſten getrieben ſah. z
„Sie ſind es. Jeder hat Sie hier auf dem Boſle erkannt.

Jch kenne Sie am Hut. Sie hintergehen mich nicht.“
Philivp zog die Larve ab, zeigte dem Herzog ſein Geſicht

und ſprach: „Nun? Bin ich der Prinz?“
Herzog Hermann, wie er das wildfremde Geſicht erblickte,

prallte zurück und ſtand wie verſteinert. Seine geheimſte An
gelegenheit einem Unbekannten verraten zu haben, vermehrte
ſeine Beſtürzung und Verlegenheit. Ehe er ſich noch aus
dieſer ſammeln konnte, hatte Philipp ſchon die Tür in der
Hand, und weg war er.wußte, als wenn er den Charakter des Prinzen wieder an

nähme: „So kommen Sie; ich bin bereit. Zum Glück habe (Fortſetzung folat.)



ſelbſt den kleinſten Orten zugeführt worden, wo die ehrſamen alteinge-
ſeſſenen Vertreter des Schneiderhandwerks nach ihrer Art recht und
ſchlecht r Kunſt an den Reichsbekleidungsſtücken erprobt hätten. Die
Frauenbluſen ſollen nach dem Fachblatt erſt recht nicht den geringſten
fachmänniſchen Anforderungen entſprechen. Ueber ſie ſchreibt das
Organ: „Man ſagte uns, daß die Stoffe aus Polen ſtammten und
von der dortigen Landbevölkerung getragen würden. Das erklärt
manches. Die Vorliebe der polniſchen Kleinſtädter und Bauern für
lebhaft getönte, oft grelle Farben iſt bekannt. Dabei waren die Bluſen
von den Fabrikanten mit einer erſchreckenden Einfachheit und Primitivi-
tät gearbeitet. Alles nach ein und demſelben Schema, mit hochſtehen-
dem Schlußkragen, unter ſtrenger, abſichtlicher Beiſeitelaſſung jeden ver
zierenden Beiwerks. Man mißverſtehe uns nicht. Wir meinen keine
Bluſe mit allen Attributen der neueſten Moderichtung verſehen. Auf
dieſe ſoll und kann der vorgehmlich auf das Praktiſche gerichtete Zweck
der Reichsbekleidung allerdings nicht gehalten ſein. Eines konnte man
aber tun: nämlich aus demſelben Material, wenn es auch altfränkiſch
ausſieht, verſchiedene Deſſins und Formen herſtellen. So ober wurde
alles über einen Leiſten geſchlagen, ſo daß eine gewiſſe Uniformität bei
den Trägerinnen der Reichskleidung herbeigeführt wird, denen man
ſchon von weitem anſieht, daß ſie mit der Reichsbekleidungsſtelle in Ge-
ſchäftsverbindung geſtanden haben. Die moderne Arbeiterin von heute
ſtellt in der Tat höhere Anſprüche an eine wenn auch einfache, aber
doch geſchmackvolle Kleidung. Das iſt ein Zeichen höherer Kultur
Wenn man ihr aber von der Reichsbekleidungsſtelle gleich „polniſch“
kommt und ihr zumutet, mit ſo vorſintſlutlich anmutenden Powels, noch
dazu in Preislagen von 12 bis 35 M., ſich zu begnügen, dann wird ſie
ſich es ſicher überlegen, als Käuferin aufzutreten. Dann wird allerdings
eine größere Streckung der Warenbeſtände eintreten, was der Reichs
ſtelle vermutlich erwünſcht ſein wird.“

Der provinziale Arbeitsmarkt im Januar. Nach Mitteilung des
Arbeitsnachweisverbandes Sachſen-Anhalt e. V. beſtand im Januar die
Nachfrage nach Facharbeitern faſt unverändert fort, nach ungelernten
Arbeitern und infolge der Witterungsverhältniſſe nach Erd und
Bauarbeitern ließ ſie merklich nach; doch wurden die durch Stillegung
der Zuckerfabriken freiwerdenden Arbeitskräfte ron der Induſtrie noch
glatt aufgenommen. Jn der Landwirtſchaft wurden in einigen Be-
zirken junge Pferdeburſchen und junge Knechte, in anderen verheiratete
Leute verlangt. Angebot von Arbeitskräften war nur für Arbeits-
ſtellen mit voller Verpflegung nennenswert. Das Abſtrömen länd-
licher Arbeitskräfte in die Induſtrie hat ſtark nachgelaſſen.

Auf dem Arbeitsmarkt für weibliche Arbeitskräfte war im großen
und ganzen eine Einſchräkung der Arbeiterinnenbeſchäftigung bemerk-
bar, mit Ausnahme von einigen größeren Betrieben. Die Nachfrage
konnte im ganzen ohne Schwierigkeiten gedeckt werden. Für Erd und
Hofarbeiten ſind geeignete weibliche Kräfte kaum nachweisbar.

Nachfrage nach Stellen in der Hauswirtſchaft iſt dauernd ſehr
ſchwach.

Voshafter Schwatz. Die Allgemeine Zeitung brachte geſtern
folgende Notiz: „Ein hieſiges größeres Geſchäft mit umfangreichem
Fuhrbetriebe benötigte eines Fuhrmannes an Stelle eines ver-
ſtorbenen Kutſchers. Es meldete ſich auch ein würdiger Herr, der
zeigte, daß er geſchäftlich auf der Höhe iſt. Während der bisherige
Kutſer einen Wochenlohn von 50 Mark hatte, wozu noch anſehn-
liche Trinkgelder kamen, beanſpruchte der neue Herr 70 Mark
wöchentlich. Er ſetzie dabei voraus, daß das Geſchäft nur mit ſolchen
Kunden Beziehungen unterhalte, die gewöhnt worden waren, reiche
Trinkgelder zu ſpenden. Die Hauptſache aber war dem Bewerber
um die erledigte Stelle, daß er ſeine Arbeitszeit ſelbſt zu regeln
efugt war. Es war in ſein Ermeſſen zu ſtellen, wann er ſein
Tagewert veſchloß. Befand er um 3 Uhr nachmittags, daß er genug
für dieſen Tag gewirkt hatte, ſo hörte er eben auf. Das betreffende
Geſchäft meinte, dieſe Forderungen ſeien zu beſcheiden, und darum
müſſe es von einer Anſtellung abſehen.“ Es iſt ja ganz gut und
ſchön, wenn man der Welt immer wieder beweiſen will, wie begehr-
lich heutzutage die Arbeiter ſind, aber das iſt denn doch ein wenig
zu dick aufgetragen. Wenn dieſe Sache überhaupt wahr iſt, dann
legt ſie doch mindeſtens noch etwas anders, oder es hat ſich gar
jemand einen Scherz erlaubt. Auf jeden Fall kann das aber nicht
als Normalerſcheinung hingeſtellt werden.

Halleſche Kurpfuſcher. Von der ſtädtiſchen Rechtsauskunftſtelle
wird uns geſchrieben: Seit Jahr und Tag befaßt ſich ein gewiſſer
artin Boerner in Halle a. S. mit der Herſtellung und dem Ver
trieb eines Tees gegen Rheumaleiden. Bei der Anpreiſung des Tees
geht er in der von den Kurpfuſchern beliebten Weiſe vor. Jn der
Perſon eines gewiſſen Karl Brandt aus Halle hat er einen will-
ſährigen Helfer gefunden. Dieſer erbietet ſich in zahlreichen
geitungsanzeigen zur koſtenloſen Erteilung einer Auskunft darüber,
wie man Rheumatismus, Jſchias und Gicht ſelbſt bekämpfen kann.
Um der ganzen Sache einen beſſeren Anſtrich zu geben, nennt Brandt
ſich „Kriegsſchulbeamten a. D.“. Neuerdings will Boerner dazu
übergehen, eine Broſchüre über „Rheumatismus und Gicht“ zu
ſchreiben. Ein Auszug aus der Broſchüre ſoll allen, die von einem
derartigen Leiden gevlagt ſind, vollſtändig koſtenlos und ohne jede
Verbindlichkeit zugeſtellt werden. Um nun dieſe „Alle“ in möglichſt
weitem Umfange beglücken zu können, wendet er ſich mit recht naiv
gehaltenem Schreiben an allerhand Leute mit der Bitte um Mit-
teilung der Anſchriften von Kranken. Martin Boerner iſt nicht der
Wohltäter, als welcher er in die Erſcheinung zu treten ſucht. Er
hat es darauf abgeſehen, Kranke auszubeuten. Es ſchwebt auch
bereits ein Strafverfahren gegen ihn, und in jüngſter Zeit hat das
ſtellvertretende Generalkommando zu Magdeburg ein Anzeigenverbot
gegen ihn mit folgender Erklärung erlaſſen: „Die Firma Martin
Boerner in Halle a. S. vertreibt unter der Deckadreſſe Karl Brandt
einen Tee, den ſie nach ihren Namen als Emboha-Tee bezeichnet.
Der Tee ſoll gegen Rheuma, Jſchias und Gicht wirken. Er beſtent
aus geſchnittenen Birkenblättern. Der Preis iſt wucheriſch hoch.“
Nach alledem muß vor Boerner und Brandt dringend gewarnt
werden. Wahrnehmungen über beide wolle man der Zentrale zur
Bekämpfung der Schwindelfirmen in Lübeck oder der ſtädtiſchen
Rechtsauskunftsſtelle in Halle mitteilen.

Die „Auſtern“ der Proletfarier. Jn der Gleichheit ſchreibt Berta
Marckwaldt folgende treffende Zeilen, die auch ſür Halle eine beſondere
Bedeutung haben: Wer kennt nicht die kleinen Schaltiere, die man
jetzt leider ſo ſelten in den Schaufenſtern der Fiſchgeſchäfte zu ſehen
bekommt? Die Hausfrauen, die nicht die nähere Bekanntſchaft mit
dieſen äußerlich ſo ſchmutzigen, unanſehnlichen Tierchen gemacht haben,
wenden ſich gewöhnlich mit Schaudern ab. Jch will nicht verhehlen,
daß ich anfänglich auch zu dieſen gehörte. Nachdem ich aber den
Muſſcheln erſt den richtigen Geſchmack abgewonnen hatte, ſpähe ich ſehn-
ſüchtig nach ihnen aus. Für diejenigen Hausfrauen, die ſich noch nicht
mit den „Proletarier-Auſtern“ befreunden konnten, diene nachfolgendes
zur Erklärung. Man laſſe ſich nicht durch das rauhe, ſchmutzige Aeußere
abſchrecken. Wie bei manchem Menſchen hinter der rauhen Schale ein
guter Kern verborgen iſt, ſo trifft es auch bei der Muſchel zu. Es
ſoll nicht verſchwiegen werden, daß man die Schalen erſt tüchtig bürſten
und kratzen muß. Das iſt keine kleine Arbeit. Aberdſie lohnt ſich beim
Eſſen. Hat man die Schalen gründlich geſäubert, am beſten mit der
Bürſte und mit einem Meſſer nachputzen, dann ſpült man die Muſcheln
tüchtig auf einem Durchſchlag, mit koltem Waſſer natürlich, ab. Die
ſo tüchtig abgewaſchenen Muſcheln werden in ein wenig kochendes Waſ
ſer getan. Der Boden darf höchſtens einen Zentimeter hoch im Waſſer
bedeckt ſein. Hat man ein Stückchen Butter oder ein wenig Milch
zum Zutun, ſo wird die Suppe dadurch natürlich noch ſchmackhafter.
Salz, Pfeffer und Zwiebeln dürfen nicht fehlen. Es iſt nur ſo wenig
Waſſer nötig, weil die Muſcheln beim Kochen ich- öffnen und ſehr viel
Saft ausſtrömen. Im allgemeinen werden die Muſcheln mit den Scha-
len auf den Tiſch gebracht. Es iſt aber empfehlenswert, die Schalen in
der Küche ſchon zu entfernen und die Muſcheln in einer Tunke zu
ſervieren. Dazu nimmt man von der Murchelbrühe, bräunt ein wenig
Mehl, gibt etwas Eſſig, Kapern, Senf oder Moſtrich dazu, alles nach
Geſchmack. Die Hausfrau hat durch das Entſchalen allerdings noch
etwas mehr Arbeit. Das Eſſen iſt aber auf dieſe Art noch bequemer.

Eine große Diebſtahls- und Hehlerſache kam jetzt vor der Straf-
kammer zur Verhandlung. Angeklagt waren 9 Perſonen: 1. der Ar-
beiter Franz Au.; 2. deſſen Sohn Willi, ein Schulknabe; 3. ſeine Ehe
frau Marie; 4. Frau Anna Thr.; 5. Frau Eliſabeth Thr.; 6. der Ge-
ſchirrführer Chriſtoph Thr.; 7. Franz V.; 8. der Arbeiter Eduard H.;

Wilhelm M. Der Angeklagte Au. hatte im Oktober und November
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Wie 16 Fällen 150 Kaninchen und 75 Hühner ſowie einen Ziegenbock

g en.die Drahtgitter zerſtört, teils die Vorhängeſchlöſſer auſgebrochen. Zu
ſeinen Raubzügen nahm er ſeinen jugendlichen Sohn mit. Jn etwa
zehn Fällen hat er Kaninchen und Hühner mit nach Hauſe gebracht, um
ſie für die Familie zu verwenden, weshalb ſich die Ehefrau der Hehlerei
ſchuldig gemacht haben ſollte. Da auch die übrigen Angeklagten von der
Diebesbeute genommen hatten, ſo ſtanden ſie ebenfalls wegen Hehlerei
vor Gericht. Außerdem ſollte der Angeklagte H. 22 Rohzucker
aus einem Eiſenbahnwagen geſtohlen haben, er gab aber nur 6 bis
»10 Pfund zu. Der Staatsanwalt beantragte r den Angeklagten
Au. wegen Diebſtahls im ſtrafverſchärfenden Rückfalle unter Ver'agung
mildernder Umſtände 4 Jahre Zuchthaus und Stellung unter Polizei-
aufſicht: das Gericht erkannte auf 5 Jahre Zuchthaus und 5 Jahre
Ehrverluſt unter Anrechnung von zwei Monaten der Unterfuchungshaft.
Sein Sohn kam als der Verführte mit 6 Monaten Gefängnis davon
(Antrag 1 Jahr). Gegen die Angeklagten unter 3 bis 6 beantragte der
Staatsanwalt wegen gewohnheitsmäßiger Hehlerei Gefängnisſtrafen
von 1 Jahr 6 Monaten bis 1 Jahr 9 Monaten, wogegen das Urteil
auf Freiſprechung, auf 5, 3 und 6 Monate lautete. Die übrigen Ange-
klagten erhielten 1 Monat, 1 Monat und 4 Monate Gefängnis.

Diebſtahlsfunde. Bei der Geliebten des vor einiger Zeit verhaf-
teten gefährlichen Einbrechers Franz Schütze wurde ein zvweiſchneidiger,
ſcharf geſchliffener Dolch mit Hirſchhorngriff gefunden, der wahrſcheinlich
aus einem Diebſtahl herrührt. Die Enden des Griffes ſind mit Eiſen-
plättchen verſehen und der Griff wird durch drei Meſſingnieten gehalten.
Außerdem iſt bei den Verwandten des. Schütze ein großes weißleinenes
Tafeltuch gefunden worden, in deſſen vier Ecken der Name „Hübner“
und die Jahreszahl „1911“ eingewebt ſind. Die Eigentümer dieſer
Gegenſtände werden erſucht, ſich bei der Kriminalpolizei, Dreyhaupt-
ſtraße 4, Zimmer 71, zu melden. Möglichſte Verbreitung dieſer
Mitteilung iſt erwünſcht.

Theater, Sehens würdigkeiten uſtv.
Stadttheater. Donnerstag, Ein Volksfeind“, Freitag, „Die

Walküre“, Sonnabend, „Das Dreimäderlhaus“, Sonntag
715 Uhr zum erſtenmal „König für einen Tag'“, komiſche Oper
von Adam, nachmittags 3 Uhr Volksvorſtellung zu ganz kleinen
Preiſen „Jahrmarkt in Pulsnitz“ (zu dieſer Vorſtellung nur
noch Karten zu 25 Pf.). Am Sonabend findet nachmittags 3 Uhr eine
Aufführung von Schillers „Maria Stuart“ als Schülervorſtellung
zu ermäßigten Preiſen ſtatt.

Zur Vorbeſtellung von Theakerkarken. Die Leitung des Stadt
theaters ſieht ſich durch den unerhörten Mißbrauch, der mit ſchriftlichen
Vorbeſtellungen von Theaterkarten, beſonders aus den Nachbarorten,
getrieben wird, gezwungen, ausnahmslos jede Vorbeſtellung dann ab
zulehnen, wenn nicht gleichzeitig der Betrag für die gewünſchten Karten
überſandt wird einſchl. Vorverkaufsgebühr und Porto für die Rück-
antwort des Theaterſekretariats, ob die gewünſchten Karten zurückgelegt
werden konnten. Die Leitung des Stadttheaters erhofft volles Ver-
ſtändnis für dieſe Maßregel, deren Notwendigkeit am beſten daraus er
hellen mag, das z. B. am letzten Sonntag abend über 40 feſtbeſtellte
Plätze nicht abgeholt wurden, während viele Theaterbeſucher abgewieſen
werden mußten, weil das Haus ausverkauft ſei. Ferner kann ſich die
Theaterleitung dem Eindruck nicht verſchließen, daß die billigeren Plätze
in großen Maſſen von Perſonen aufgekauft werden, die gar nicht beab-
ſichtigen, das Theater ſelbſt zu beſuchen. Aus dieſem Grunde werden von
jetzt an für den 1. Platz und 2. Platz,' ſowie alle Platzgattungen des
2. Ranges an einen Käufer nicht mehr als zwei Theaterkarten ab
gegeben.

Aus der Provinz.
Aufkauf von Braunkohlenfeldern.

Wie das Bautzener Tageblatt meldet, herrſcht ſeit einigen
Monaten in der preußiſchen Lauſitz große Aufregung infolge
beträchtlicher Landankäufe durch deutſche und ausländiſche Geſell
ſchaften. Tauſende von Morgen Land wurden innerhalb weniger
Tage umgeſetzt. Namentlich haben es die im Lauſitzer Gebirge und
am Grenzwall vorhandenen Braunkohlenlager den großen Kohlen
geſellſchaften angetan, nachdem ſich die Abbauwürdigkeit der Felder
ergeben hatte. Außer der Bergwerksgeſellſchaft „Jlſe“ tritt beſonders
die Braunkohlengeſellſchaft „Eintracht' als Käuferin auf, deren
Hauptaktionär der bekannte böhmiſche Kohlengroßhändler Perſchek
in Außig iſt, deſſen Stellung im deutſchen Braunkohlendandel da
durch abermals verſtärkt wird.

Neben den Kohlenfelderankäufen gehen Landankäufe her. Um-
fangreiche Güter einiger hundert Grundſtücksbeſitzer haben eine neue
Herrſchaft erhalten. Man ſpricht von einem Kaufpreis von 5 Mill.
Mark. Beſonders der Waldreichtum der Lauſitzer Güter lockt die
Käufer. Aus der Lauſitz wurde bekanntlich viel Grubenholz ins
rheiniſch-weſtfäliſche Grubenrevier verkauft. Um ſich auch hier mög-
lichſt unabhängig zu machen, hat ſich Hugo Stinnes, wie ſchon vor
einiger Zeit gemeldet, nicht weniger als fünf Rittergüter zugelegt.

Aufhebung des Höchſtpreiſes für Ferkel?
Von anſcheinend amtlicher Seite wird mitgeteilt:
Die zur Zeit geltende Beſtimmung, daß für Ferkel allgemein

der Höchſtpreis von 1.10 M. für das Pfund Lebendgewicht, wie er
ſeit dem 15. Januar beſteht, nicht überſchritten werden darf, führt
dazu, daß die Landwirte ihre Zuchtſauen abſchaffen, da die Ferkel-
aufzucht nicht mehr lohnt. Wenn auch der Abſchlachtung der
Schweine und Ferkel in den letzten Monaten im Jntereſſe der
Shhonung unſerer Getreide- und Kartoffelbeſtände eine Berechtigung
nicht abgefprochen werden konnte, ſo würde es doch vollſtändig unver-
ſtändlich ſein, wenn das Kriegsernährungsamt an einer Maßnahme
feſthalten wollte, die nun auch noch unſere Zuchtſauen, von deren
Erhaltung der Weiterbeſtand unſerer Schweinehaltung abhängt,
dem Schlachtmeſſer überliefern muß. Es muß daher erwartet werden,
daß die Preisbeſtimmung für die zur Weitermaſt beſtimmten Ferkel
ſobald als möglich völlig freigegeben wird und es muß Vorſorge
getroffen werden, daß der Abſatz von Ferkeln und die Einſtellung
von Ferkeln zur Weitermaſt möglichſt ohne einſchränkende Beſtim-
mung ſich vollziehen kann. Wie wir vernehmen, ſoll eine dahin-
gehende Beſtimmung vom Kriegsernährungsamt demnächſt getroffen
werden.

Merſeburg. Neue Auflagen für den Landkreis.
Der ſtellvertretende Landrat Regierungsaſſeſſor v. Grone hatte eine
Beſprechung über „Die neuen Kriegswirtſchaftsmaßnahmen und
der Kreis Merſeburg“ mit den Gemeinde-, Amts- und Gutsbdor-
ſtehern, den land wirtſchaftlichen Vereinen und größeren Gutsbe
ſitzern. Es Handelte ſich dabei um reſtloſe Ablieferung der Brot
getreidevorräte, die Aufbringung von Heu und Stroh für das Heer
und die Aufbringung von Kartoffeln. iHnſichtlich der letzteren iſt
der Kreis Merſeburg zwar völlig eingedeckt, aber es müſſen noch
erhebliche Mengen zur Ablieferung nach auswärts, beſonders nach
Halle, aufgebrackt werden. Neu für den Kreis Merſeburg iſt die
Verordnung, daß Saatgut als Erſatz für Auswinterung von denLandwirten nicht mehr behalten werden darf. Ein Antrag der

Kreisverwaltung auf mildernde Maßnahmen wurden von der
Reichsgetreideſtelle abgelehnt. Jn der Ausſprache erklärten ſich die
Verfammelten auch zu den neu geforderten Opfern bereit. Schul-
direktor Schöne- Merſeburg entwickelte in einem längeren Vortrag
die Richtlinien über den land wirtſchaftlichen Wirtſchaftsbetrieb jetzt
und in der Uebergangszeit.

Zeitz. Kleinhändler über den Krieg. Der Rabatt-
ſparverein hielt dieſer Tage ſeine diesjährige Hauptverſammlung
ab, in der auch über das Geſchäftsjahr 1917 berichtet wurde. Da
ſich hieraus intereſſante Anſichten der Kleinhändler über den Krieg
ergeben, ſei kurz darauf eingegangen. Der Bericht weiſt auf die

r war in Schrebergärten eingebrochen und hatte hier teils
vergeblichen Friedensangebote der Mittelmächte hin, doch ſtehe dasdeuſee den ungebrochen im Jnnern und an der Front da. Der

Bericht ſpricht dann den Wunſch aus, daß der Friede bald kommen
möge. Das wirtſchaftliche Leben ſtand unter dem Druck des Krieges.
Der Staat war der oberſte Leiter, der leider bei ſeinen Verfügungen
die branchekundigen Perſonen nicht zu Rate zog. Am meiſten hatte
der Lehensmittelhandel und die Textilbranche unter dem zunehmen-
den Warenmangel zu ITeiden. Es läßt ſich nicht beſtreiten, daß auf
dem Lande noch wichtige Lebensmittel vorhanden ſind, die, weil der
Handel ausgeſchaltet iſt, der ſtädtiſchen Bevölkerung nicht zugeführt
werden können. Dem Schiebertum und dem Kettenhandel iſt durch

die Ausſchaltung des Handels erſt Tür und Tor geöffnet worden
Die Höchſtpreispolitik hat ſich als ſehr zweifelhafte Maßnahme er-
wieſen ſie bewirkte, daß die Waren alsbald vom Markte verſchwan-
den. Die Spannung zwiſchen Ein und Verkaufspreis war meiſt
viel zu niedrig bemeſſen, ſo daß oft nicht einmal die Unkoſten ge
deckt wurden. Der Verein hat deshalb im Verein mit anderen Ver
bänden Eingaben an das Kriegsernährungsamt und an den Magi-
ſtrat in Zeitz gerichtet und es iſt in neuerer Zeit beſſer geworden.
Der Bericht bedauert es dann, daß der größte Teil der Mitglieder
die Markenabgabe faſt ganz eingeſtellt hat. Es gibt noch eine ganze
Reihe markenfähiger Artikel und den Nutzen aus dieſer Einſtellung
der Markenabgabe ziehen nur die Gegner. Der Bericht ſchließt mit
einem Ausblick in die Zukunft. Gewiſſe Anzeichen laſſen darauf
ſchließen, daß die Fortſetzung des Krieges bald auf ernſte Schwierig-
keiten ſtoßen wird. Vor den ſchwerſten Kampf und die ſchwierigſte
Lage wird ſich dann der handelsgewerbliche Mittelſtand geſtellt
ſehen, da er ſich zwiſchen dem Staatsſoziglismus und den Konſum-
genoſſenſchaften behaupten muß. Die einzige Rettung bleibt die
Selbſthilfe, d. h. die Organiſation, eine Lehre, die andere Berufs
ſtände ſchon längſt aus dem Kriege gezogen haben.

Bitterfeld. Vom Aufenthaltszwang für Auslän-
de r. Der Landrat des Kreiſes Bitterfeld gibt folgendes bekannt:
Es iſt in letzter Zeit vielfach vorgekommen, daß Angehörige feind-
licher Staaten ohne meine Genehmigung die Grenzen des Orts-
Polizeibezirks überſchritten haben und nach den Großſtädten ge-
fahren ſind. Urlaubsbeſcheinigungen ſeitens der Arbeitgeber berech-
tigen die Ausführung von Reiſen durch feindliche Ausländer nicht.
Jch erſuche daher die Herren Arbeitoeber, die bei ihnen beſchäftigten
Ausländer auf die diesbezüglichen Vorſchriften hinzuweiſen und ſie
darauf aufmerkſam zu machen, daß im Wiederholungsfalle unnach-
ſichtlich ihre Beſtrafung herbeigeführt werden wird.

Aus der Partei.
Die Kampfart Anabhängiger.

In „der Fränkiſchen Tagespoſt wurde unlängſt das Gebaren
eines von Ledebour enthuſiasmierten Menſchen gekennzeichnet, der Ge-
noſſen Treu vom Rednerpult wegriß und körperlich mißhandelte. Der
unabhängige Abgeordnete Simon verteidigte dieſes Rowdytum mit der
Erinnerung an einen tätlichen Angriff des Genoſſen Timm auf Stadt-
hagen auf der letzten Parteikonferenz. Genoſſe Adolf Braun rückt jetzt
dieſe Ausrede ſcharf ins Licht:

„Genoſſe Hermann Müller hat als Vorſitzender der Parteikonferenz,
in der ſich das allgemeiw und ſofort in energiſchſter Weiſe verurteilte
Vorgehen des Genoſſen Timm ereignete, in Berlin in aller Schroffheit
und Entſchiedenheit Timm getadelt. Genoſſe Timm ſelbſt hat mann-
haft ſein lebhaftes Bedguern in Form einer Abbitte zum Ausdruck ge
bracht. Wie ganz anders bei den Unabhängigen. Sie nennen das
Blutigſchlagen des Genoſſen Treu in der Leipziger Volkszeitung und im
Gothaer Generalanzeiger ein „Rockzupfen“. Jn der von uns auf-
bewahrten Nummer des Gothaer Generalanzeigers vom 25. Januar
heißt es wörtlich: „Wir ſtehen nicht an, zu erklären, daß wir für das
Rockzupfen gern die Verantwortung tragen“. Genoſſe Simon kommt
recht ſpät mit ſeiner pathetiſchen Erklärung. Richtig iſt, daß er uns
am 17. Januar mitgeteilt hat, daß der eigentliche Polemiker gegen Ge-
noſſen Treu kein eingeſchriebenes Mitglied der Unabhängigen Partei
ſei. Wir hatten das auch nicht von ihm hehouptet, nehmen aber
heute wie damals an, daß er ein Anhänger Ledebours iſt.“

Kleines Feuilleton.
Der Urſprung des Tabakrauchens.

Jn jetziger Zeit, wo dem Genuß des Tabakrauchens ſo mancher
entſagen muß, der dazu die nötigen Geldmittel nicht mehr beſitzt,
oder dem es nicht möglich iſt, ſich das nötige Rauchbare zu ver
ſchaffen und zu den berüchtigten Tabakerſatzmitteln nicht greifen
will, kommt einem manchmal der Gedanke, wer hat denn eigentlich
das Tabakrauchen erfunden, dem heute ſo große Geldopfer dar-
gebracht werden. Allgemein nimmt man wohl an, daß der Tabak-
genuß eine amerikaniſche Erfindung und erſt nach der Entdeckung
Amerikas in der alten Welt bekannt geworden ſei. Als Kolumbus
auf der Jnſel Guanahani landete, traf er angeblich auf rauchende
Eingeborene. Und in Nord und Mittelamerika hat man eine große
Menge antiker, Tavakpfeifen aus der Erde geholt. Von einem der
intereſſanteſten Funde berichtet ein engliſcher Oberſtleutnant P. R.
Bairnsfather in Chambers' Journal. Jm Miſſiſſippital grub man
nämlich eine Anzahl Pfeifen aus, die ſämtlich die Geſtalt eines
Tieres aufwieſen. runter gab es auch zwei Elefantenpfeifen.
Nun ſind in Amerika ſeit den Zeiten des Maſtodons keine Elefanten
nachgewieſen. Ein höchſt ſeltſamer Fall, der zu denken gibt. Die
Wochenſchrift des Jnternationalen Hotelbeſitzervereins beſchäftigte
ſich auch mit dem Urſprunge des Tabakrauchens und bemerkt dabei:
„Der ausſchließliche Urſprung des Tabakrauchens in Amerika wird
neuerdings angezwerfelt, und es werden verſchiedene Gründe dafür
geltend gemacht, daß auch in anderen Ländern, wenn auch nicht
gerade bei uns, der Gebrauch des Tabaks vor der Entdeckung
Amertkas bekannt war. So hat Bairnsfather in den abgelegenſten
Tälern des Himalayg, wie auch in Ching, Japan, Perſien und allen
anderen Ländern Aſiens nicht nur das Rauchen als Gewohnheit
vorgefunden, ſondern auch einen wohlorganiſierten Anbau der
Tabakpflanze, der ſich nach ſeiner Anſicht vicht binnen weniger
Jal rhunderte in ſolcher Eigenart ausgebildet haben kann. Ferner
exiſtiert auf einem engliſchen Herrenſitze Caw dor Caſtle in einem
geſchnitzten Kaminmantel das Bildnis eines Fuchſes, der unver-
kennbar und ganz deutlich eine Pfeife im Maul hält. Dies Schnitz-
werk ſoll veträchtlich vor der Einführung des Tabaks in England
entſtanden ſein. Ferner traf ſeinerzeit eine Expedition in einem
noch gänzlich unerforſchten Teile von Neu-Guinea auf einen Ur-
völkerſtamm, der noch wie in der Steinzeit lebte, und ſicherlich noch
nie einen Weißen geſehen hatte aber ſie rauchten alle! Ein
gewichtiger Grund ſpricht allerdings für die Einführung des Tabaks
aus Amerika: Marco Polo, der ja bekanntlich Aſien bis China im
13. Jahrhundert durchquerte, erwähnt nichts von einem etwaigen
Tabakrauchen in deſen Ländern; und dieſem ſcharfen Beorachter,
der ſo getreulich über alle ihm fremden Dinge berichtete, wäre ein
ſo merkwürdiger Brauch doch ſicher nicht entgangen.“

Das „Tränenkuch“ in Welſchlirol. Jn Welſchtirol, in einem Tale
der Adda, herrſcht ſeit undenklicher Zeit nachſtehende Sitte bei dem Land
volke: Die Braut, welche ſich mit den geladenen Gäſten zum Kirchgang
anſchickt, nimmt, bevor ſie die Schwelle des elterlichen Hauſes über
ſchreitet, von ihrer Mutter ein neues Taſchentuch in Empfang. Dieſes
Tuch hält ſie während der ganzen feierlichen Zeremonie in der Hand
und trocknet damit die Tränen aus den Augen. Nach dem Hochzeitstage
legt die junge Frau das Tuch in ihren Wäſchekaſten und marht dann
niemals mehr Gebrauch davon im Leben. Mag der, Wäſchekaſten ge
leert oder mit neuer Wäſche ergänzt werden, das Tuch bleibt ſtets auf
ſeinem Platze liegen. Kinder kommen und wachſen auf, den Töchtern
gibt die Mutter neue Taſchentücher unter ihrer Ausſtattung mit, aber
das olte Taſchentuch liegt noch immer an ſeiner alten Stelle. Es hat vor
läufig nur die eine Hälfte ſeiner Aufgabe vollbracht, die zweite zu er
füllen bleibt ihm noch übrig. Die junge und lebensfriſche Braut iſt im
Laufe der Jahre eine alte Frau geworden, und endlich ſchließen ſich ihre
müden Augen für immer zu. Dann vedeckt das nämliche „Tränentuch“,
welches einſt die glücklichen Tränen der jungen Braut getrocknet, die

Lippen und erloſchenen Augen der Greiſin und begleitet ſie ins
rab.
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